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Amtliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung der ersten Änderung der
Satzung zum Schutz des Baumbestandes in
der Stadt Duisburg (Baumschutzsatzung)
vom 13. Dezember 2011

Der Rat der Stadt Duisburg hat in seiner Sitzung
am 12. Dezember 2011 folgende Änderungs-
satzung beschlossen:

Diese Satzung beruht auf

- § 7 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 25.10.2011 (GV. NRW. S. 539),
und

- § 45 des Gesetzes zur Sicherung des Natur-
haushalts und zur Entwicklung der Land-
schaft (Landschaftsgesetz – LG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21.07.2000
(GV. NRW. S. 568), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 16.03.2010 (GV. NRW. S. 185).

Artikel 1

Die Satzung zum Schutz des Baumbestandes in
der Stadt Duisburg (Baumschutzsatzung) vom
06.08.2001 (öffentlich bekannt gemacht im
Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 25 vom
20.08.2001, S. 296) wird wie folgt geändert:

I. § 3 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Nicht unter diese Satzung fallen Obst-
bäume von bewirtschafteten Obstwiesen so-
wie Bäume auf kleingärtnerisch genutzten
Parzellen innerhalb von Kleingartenanlagen
im Sinne des Bundeskleingartengesetzes.“

II. § 4 Abs. 3 Buchst. c) erhält folgende
Fassung:

„c) Lagern, Anschütten oder Ausgießen von
schädlichen Stoffen, wie z. B. Salzen, Ölen,
Laugen, Farben oder Abwässern,“
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III. In § 5 Abs. 3 werden nach den Wörtern
„durch die Stadt oder durch von ihr Beauf-
tragte“ die Wörter „zu Lasten der Stadt“
eingefügt.

IV. § 6 Abs. 1 Buchst. c) erhält folgende
Fassung:

„c) von dem geschützten Baum direkte oder
mittelbare Gefahren für Personen oder
Sachen von bedeutendem Wert, die nicht
gegenwärtig sind (§ 4 Abs. 2), ausgehen
und die Gefahren nicht auf andere Weise
unwiederbringlich nach Ablauf des Folge-
jahres mit zumutbarem Aufwand beseitigt
werden können,“

V. In § 6 Abs. 1 Buchst. i) wird der Punkt
durch ein Komma ersetzt und danach
folgender Text eingefügt:

„j) eine Umwandlung von Nadelholz in
Laubholz erfolgt; dies gilt nicht für Eiben.“

VI. § 7 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Ersatzpflanzung bemisst sich nach
dem Stammumfang des entfernten Baumes.
Für je angefangene 40 cm Stammumfang
des entfernten Baumes ist eine Neuanpflan-
zung vorzunehmen. Bei der Umwandlung
von Nadelholz in Laubholz ist für jeden
Baum ein Ersatzbaum zu pflanzen. Wachsen
die zu pflanzenden Bäume nicht an, ist die
Ersatzpflanzung zu wiederholen.

Bei der Festsetzung der Ersatzpflanzung
werden Baumart, vorhandene Schäden und
Mängel am Baum sowie Standortprobleme
berücksichtigt. Sie wirken sich mindernd
bei der Berechnung der Anzahl der Ersatz-
bäume aus.

Als Ersatz werden großkronige, hochstäm-
mige Laubbäume mit einem Stammumfang
von 18 bis 20 cm bzw. klein-, schmalkroni-
ge oder kugelförmige, hochstämmige Laub-
bäume mit einem Stammumfang von 16 bis
18 cm festgesetzt. Es sollten möglichst
heimische Bäume als Ersatz gepflanzt
werden.“
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VII. In § 7 Abs. 4 wird das Wort „Rechts-
kraft“ durch das Wort „Bestands-
kraft“ ersetzt.

VIII. § 10 erhält folgende Fassung:

„§ 10 Verwendung von Ausgleichs-
zahlungen

(1) Die nach dieser Satzung zu ent-
richtenden Ausgleichszahlungen sind
an die Stadt Duisburg zu leisten. Sie
sind zweckgebunden für Ersatzpflan-
zungen, nach Möglichkeit in der
Nähe des Standortes der entfernten
oder zerstörten Bäume, zu verwen-
den.

(2) Darüber hinaus können Ausgleichs-
zahlungen auch für Maßnahmen
nach § 5 Abs. 3 verwendet werden.

(3) Ferner können aus der Ausgleichs-
zahlung auch Zuschüsse für Pflege-
und Sanierungsarbeiten an geschütz-
ten Bäumen nach den Zusätzlichen
Technischen Vertragsbedingungen
und Richtlinien für Baumpflege und
Baumsanierung (ZTV Baumpflege) ge-
währt werden, wenn der Baum nicht
mit zumutbarem Aufwand vom 
Eigentümer erhalten werden kann.“

IX. In § 12 Abs. 2 wird die Formulierung
„100.000,00 DM“ durch 
„50.000 EUR“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Änderungssatzung tritt am
01.01.2012 in Kraft. Die Baumschutz-
satzung in der Fassung vom 06.08.2001
ist ab diesem Zeitpunkt nur noch auf die
Sachverhalte anwendbar, die bis zum
31.12.2011 verwirklicht worden sind.

Vorstehende erste Änderung der Satzung
zum Schutz des Baumbestandes in der
Stadt Duisburg (Baumschutzsatzung) wird
hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Die Verletzung von Verfahrens- oder
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Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) beim Zustandekommen dieser Än-
derungssatzung kann gemäß § 7 Abs. 6
Satz 1 GO NRW nach Ablauf eines Jahres
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Änderungssatzung ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Sat-
zungsbeschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Duisburg vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Duisburg, den 13. Dezember 2011

Sauerland
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr Geeven
Tel.-Nr.: 0203/283-2067

Bekanntmachung der ersten Ände-
rung der Satzung über die Erhebung
von Gebühren nach der Satzung zum
Schutz des Baumbestandes in der
Stadt Duisburg (Baumschutzgebühren-
satzung) vom 13. Dezember 2011

Der Rat der Stadt Duisburg hat in seiner
Sitzung am 12. Dezember 2011 folgende
Änderungssatzung beschlossen.

Diese Satzung beruht auf

- § 7 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
25.10.2011 (GV. NRW. S. 539), und

- §§ 2, 4 und 5 des Kommunalabgaben-
gesetzes (KAG) für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21.10.1969 (GV. NRW.
S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 30.06.2009 (GV. NRW. S. 394).

Artikel 1

Die Satzung über die Erhebung von Ge-
bühren nach der Satzung zum Schutz des
Baumbestandes in der Stadt Duisburg
(Baumschutzgebührensatzung) vom
06.08.2001 (öffentlich bekannt gemacht
im Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 25
vom 20.08.2001, S. 299) wird wie folgt
geändert:

I. Der bisherige § 7 wird aufgehoben; 
§ 8 wird § 7 (neu).

II. Der Gebührentarif zur Baumschutz-
gebührensatzung erhält folgende
Fassung:
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Anlage zur Baumschutzgebührensatzung: Gebührentarif

Tarif- Gebührengegenstand Gebührenmaßstab Gebührensatz
stelle EURO

1.1 Fällgenehmigung und 
Schnittmaßnahmen 
für 1 Baum Stück 91,00

1.2 Fällgenehmigung und 
Schnittmaßnahmen 
für 2 Bäume Stück 113,00

1.3 Fällgenehmigung und 
Schnittmaßnahmen 
für 3 Bäume Stück 130,00

1.4 Fällgenehmigung und 
Schnittmaßnahmen für 
4 Bäume Stück 144,00

1.5 Fällgenehmigung und 
Schnittmaßnahmen für 
5 Bäume Stück 157,00

1.6 Fällgenehmigung und 
Schnittmaßnahmen für
6 Bäume und mehr Stück 171,00

1.7 Fällgenehmigung und 
Schnittmaßnahmen für 
Nadelbäume (außer Eiben) pauschal 45,00

2 Ablehnungen (nach § 6) 75 % von der Gebühr nach 1.1 - 1.7
3 Fällgenehmigungen und 

Schnittmaßnahmen im 
Rahmen von Bauvorhaben 125 % von der Gebühr nach 1.1 - 1.7

4 Verlängerung einer 
Fällgenehmigung 50 % von der Gebühr nach 1.1 - 1.7

Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
beim Zustandekommen dieser Änderungs-
satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1
GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit
dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Änderungssatzung ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Sat-
zungsbeschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Duisburg vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Duisburg, den 13. Dezember 2011

Sauerland
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr Geeven
Tel.-Nr.: 0203/283-2067

Bekanntmachung der 4. Änderung der
Satzung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Abfallentsorgung in der
Stadt Duisburg (Abfallentsorgungs-
satzung) vom 14. Dezember 2011 

Der Verwaltungsrat der Wirtschaftsbetrie-
be Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts (WBD-AöR) hat in seiner Sitzung
am 14. Dezember 2011 die folgende
Änderungssatzung beschlossen. 

Diese Satzung beruht auf:

- §§ 7, 9 und 114 a der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 270, 271),
in Verbindung mit der Unternehmens-
satzung der Stadt Duisburg über die
Anstalt des öffentlichen Rechts Wirt-
schaftsbetriebe Duisburg vom 
12. Dezember 2006 (Amtsblatt für die
Stadt Duisburg Nr. 63 vom 29. Dezem-
ber 2006, S. 493 - 498), zuletzt geän-
dert durch die 4. Änderung der Unter-
nehmenssatzung vom 8. Oktober 2010
(Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr.
41 vom 29.10.2010, S. 407 - 408); 

- dem Gesetz zur Förderung der Kreis-
laufwirtschaft und Sicherung der um-
weltverträglichen Beseitigung von Ab-
fällen (Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
gesetz) vom 27. September 1994
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Artikel 2

Diese Änderungssatzung tritt am
01.01.2012 in Kraft. Die Baumschutzge-
bührensatzung in der Fassung vom
06.08.2001 ist ab diesem Zeitpunkt nur
noch auf die Sachverhalte anwendbar, die
bis zum 31.12.2011 verwirklicht worden
sind.

Vorstehende erste Änderung der Satzung
über die Erhebung von Gebühren nach
der Satzung zum Schutz des Baumbestan-
des in der Stadt Duisburg (Baumschutzge-
bührensatzung) wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht.
Die Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften der Gemeindeordnung für das
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(BGBI. I. S. 2075), zuletzt geändert
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
11. August 2010 (BGBl. I S. 1163); 

- §§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für das
Land Nordrhein-Westfalen (Landesab-
fallgesetz) vom 21. Juni 1988 (GV.
NRW. S. 250), zuletzt geändert durch
Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 2009 (GV. NRW. S. 863, 975);

- § 7 Satz 4 der Verordnung über die
Entsorgung von gewerblichen Sied-
lungsabfällen und von bestimmten
Bau- und Abbruchabfällen (Gewerbe-
abfallverordnung) vom 19. Juni 2002
(BGBI. I. S. 1938), zuletzt geändert
durch Artikel 8 der Verordnung vom
09. November 2010 (BGBl. I S. 1504);

- dem Gesetz über das Inverkehrbringen,
die Rücknahme und die umweltverträg-
liche Entsorgung von Elektro- und
Elektronikgeräten (Elektro- und Elektro-
nikgerätegesetz) vom 16. März 2005
(BGBI. I. S. 762), zuletzt geändert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
11. August 2010 (BGBl. I S. 1163);

- Verordnung über Deponien und Lang-
zeitlager (Deponieverordnung – DepV)
vom 27. April 2009 (BGBI. I. S. 900).

Artikel 1

Die Satzung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Abfallentsorgung in der Stadt
Duisburg (Abfallentsorgungssatzung) vom
18. Dezember 2007 (veröffentlicht im
Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 52
vom 31. Dezember 2007, S. 474 - 501),
zuletzt geändert durch die 3. Änderung
der Abfallentsorgungssatzung vom 
08. Dezember 2010 (veröffentlicht im
Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 48
vom 31. Dezember 2010, S. 521 – 545),
wird wie folgt geändert:
I. Das Inhaltverzeichnis erhält folgende
Fassung:
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Inhaltsverzeichnis

§   1 Zielsetzung und Aufgabe 
§   2 Öffentliche Einrichtung 
§   3 Ausschlüsse 
§   4 Anschluss- und Benutzungsrecht/-zwang 
§   5 Ausnahmen vom Benutzungszwang 
§   6 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 
§   7 Benutzung, Anfall von Abfällen, Eigentumsübergang 
§   8 Trennung von Abfällen 
§   9 Sammelsysteme 
§ 10 Schadstoffhaltige Abfälle/Elektro- und Elektronikgeräte 
§ 11 Sperrgut 
§ 12 Medizinische Abfälle 
§ 13 Bioabfälle 
§ 14 Sammelbehältnisse 
§ 15 Behandlung und Benutzung der Abfallbehältnisse 
§ 16 Einsammeln und Befördern der Abfallbehältnisse 
§ 17 Stellplatz der Abfallbehälter 
§ 18 Annahme von Abfällen auf Recyclinghöfen der WBD-AöR 
§ 19 Abfallentsorgungsanlagen 
§ 20 Anzeige- und Auskunftspflicht, Betretungsrecht 
§ 21 Haftung 
§ 22 Gebühren 
§ 23 Andere Berechtigte und Verpflichtete 
§ 24 Ordnungswidrigkeiten 
§ 25 Inkrafttreten 

3. soweit Abfälle, die nicht gefährlich im
Sinne des § 3 Abs. 8 Satz 1 KrW-/AbfG
sind, durch gemeinnützige Sammlung
einer ordnungsgemäßen und schad-
losen Verwertung zugeführt werden 
(§ 13 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 KrW-/AbfG),

4. soweit Abfälle, die nicht gefährlich im
Sinne des § 3 Abs. 8 Satz 1 KrW-/AbfG
sind, durch gewerbliche Sammlungen
einer ordnungsgemäßen und schad-
losen Verwertung zugeführt werden,
soweit dies den WBD-AöR nachgewie-
sen worden ist und nicht überwiegend
öffentliche Interessen entgegenstehen
(§ 13 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 KrW-/AbfG),

III. § 6 erhält folgende Fassung:

(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang
besteht bei Grundstücken, die von priva-
ten Haushaltungen zu Wohnzwecken ge-
nutzt werden, soweit der/die Anschluss-
und/oder Benutzungspflichtige schlüssig
und nachvollziehbar nachweist, dass er/sie
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Anlage zur Abfallentsorgungssatzung
über die von der WBD-AöR ausge-
schlossenen Abfälle 

II. § 5 erhält folgende Fassung:

Ausnahmen vom Benutzungszwang
Der Benutzungszwang gemäß § 4 Abs. 2,
3 und 4 besteht nicht,

1. soweit Abfälle nach § 3 Abs. 1 - 3 von
der Abfallentsorgung ausgeschlossen
sind,

2. soweit Abfälle in Wahrnehmung der
Produktverantwortung nach § 25 
KrW-/AbfG freiwillig zurückgenommen
werden, wenn dem zurücknehmenden
Hersteller oder Vertreiber ein Freistel-
lungs- oder Feststellungsbescheid nach
§ 25 Abs. 3 oder Abs. 6 KrW-/AbfG
erteilt worden ist (§ 13 Abs. 3 Satz 1
Nr. 1 a KrW-/AbfG),
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nicht nur willens, sondern auch fachlich
und technisch in der Lage ist, alle auf dem
Grundstück anfallenden kompostierbaren
Stoffe ordnungsgemäß und schadlos i.S.d.
§ 5 Abs. 3 KrW-/AbfG selbst so zu behan-
deln, dass eine Beeinträchtigung des
Wohls der Allgemeinheit, insbesondere
durch Gerüche oder Siedlungsungeziefer
(z. B. Ratten), nicht entsteht (Eigenverwer-
tung). Die WBD-AöR stellt auf Grundlage
der Darlegungen der/des Anschluss- und
Benutzungspflichtigen fest, ob und inwie-
weit eine Ausnahme vom Anschluss- und
Benutzungszwang gemäß § 13 Abs. 1
Satz 1 2. Halbsatz KrW-/AbfG besteht.

(2) Eine Ausnahme von Anschluss- und
Benutzungszwang besteht bei Grund-
stücken, die nicht zu Wohnzwecken, 
sondern anderweitig z.B. industriell/ge-
werblich genutzt oder gewerblich genutzt
werden, wenn der Abfallerzeuger/Abfall-
besitzer nachweist, dass er/sie die bei ihm
anfallenden Abfälle zur Beseitigung in 
eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbeseiti-
gung) und keine überwiegenden öffent-
lichen Interesse eine Überlassung der Ab-
fälle zur Beseitigung erfordern. Die 
WBD-AöR stellt auf Grundlage der Dar-
legungen der/des Anschluss- und Benut-
zungspflichtigen fest, ob und inwieweit 
eine Ausnahme vom Anschluss- und Be-
nutzungszwang gemäß § 13 Abs. 1 
Satz 2 2. Halbsatz KrW-/AbfG besteht.

(3) Die Möglichkeit einer anderweitigen
Abfallverwertung oder -beseitigung ist im
Antrag zu erläutern und durch geeignete
Unterlagen zu belegen.

(4) Die Befreiung im Einzelfall wird unter
Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufes
schriftlich erteilt und kann mit Bedingun-
gen und Auflagen verbunden sowie 
befristet werden.

IV. § 8 erhält folgende Fassung:

Um bestimmte Abfallarten verwerten bzw.
bestimmte für sie vorgesehene Abfallent-
sorgungsmaßnahmen durchführen zu
können, hat der/die Benutzungspflichtige
Abfälle getrennt zu halten und in die da-
für ausschließlich vorgesehenen Behält-

nisse auf dem Grundstück (Holsystem)
bzw. in die entsprechenden, im Stadtge-
biet zur Verfügung gestellten Sammel-
container (Bringsystem) einzubringen. Dies
gilt insbesondere für Glas, Papier und
Kartonagen, Grünabfälle, Metall und
Leichtstoffverpackungen.

V. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

(1) Sperrige Abfälle, die auf den an die
öffentliche Abfallentsorgung angeschlos-
senen Grundstücken anfallen, sind solche,
die wegen ihres Umfangs, ihres Gewichtes
oder ihrer Menge nicht in den bereitge-
stellten Abfallbehältnissen der WBD-AöR
untergebracht werden können, insbeson-
dere Haushaltsgegenstände und Möbel
(Sperrgut). Sperrgut sind nicht Bauteile,
wie Fensterrahmen, Türen, Badewannen
u. Ä., ferner nicht Mopeds und Motor-
räder u. Ä., Autoreifen. Die Sperrmüllab-
fuhr erfolgt nur in haushaltsüblichen bzw.
haushaltsüblich vergleichbaren Mengen.

VI. § 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

(3) Sperrgut ist am Abfuhrtag bis 6.30 Uhr
an geeigneter Stelle an einer mit Abfall-
sammelfahrzeugen befahrbaren Straße zu
ebener Erde bereitzustellen. Der Verkehr
darf dadurch nicht behindert werden. Auf
Antrag kann ein gebührenpflichtiger 
Heraustrageservice durchgeführt werden.
Metallhaltige Einrichtungsgegenstände
aus Haushaltungen sowie Elektro- und
Elektronikgeräte gemäß § 10 Abs. 5 sind
getrennt von dem übrigen Sperrgut 
bereitzustellen.

VII. § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

(2) Für die regelmäßig anfallende Abfall-
menge sind grundsätzlich nur folgende
Abfallbehältertypen zugelassen:

Rolltonnen

a) 40 l-Abfallbehälter
b) 60 l-Abfallbehälter
c) 80 l-Abfallbehälter
d) 120 l-Abfallbehälter
e) 240 l-Abfallbehälter

Großbehälter (fahrbar)

f) 660 l-Abfallgroßbehälter
g) 770 l-Abfallgroßbehälter
h) 1100 l-Abfallgroßbehälter

Großbehälter (nicht fahrbar)

i) 2200 l-Halbunterflurbehälter (HUFB)
j) 4600 l-Unterflurbehälter (UFB)

Eine Aufstellung der Halbunterflurbehälter
und/oder der Unterflurbehälter kann nur
unter bestimmten technischen Vorausset-
zungen der jeweiligen Standplätze erfol-
gen, die durch die WBD-AöR im Einzelfall
festzulegen sind. Daher ist für die Bereit-
stellung dieser Behälter ein gesonderter
Antrag zu stellen.

VIII. § 14 Abs. 5 Satz 1 erhält folgende
Fassung:

(5) Soweit auf Grundstücken Abfälle aus
Haushaltungen anfallen und Papier, Glas,
Leichtverpackungen getrennt (§ 8) und
über die hierfür vorgesehenen Sammel-
systeme entsorgt werden, muss pro Be-
wohner/in ein Behältervolumen für Rest-
müll von 20 l pro Woche vorgehalten
werden.

IX. § 14 Abs. 6 erhält folgende Fassung:

(6) Für die Abfuhr von Abfällen aus ande-
ren Herkunftsbereichen als privaten Haus-
haltungen wird der Behälterbedarf für Ab-
fälle zur Beseitigung unter Zugrunde-
legung von branchenspezifischen Kenn-
zahlen ermittelt. 

Die branchenspezifischen Kennzahlen
werden wie folgt bestimmt:

a) Bei Krankenhäusern, Kliniken, Pflege-
heimen, Kinderheimen, u. ä. Einrich-
tungen wird pro Bett ein Mindestbe-
hältervolumen von 6,0 Liter pro Woche
zur Verfügung gestellt.

b) Bei Schulen, Fachhochschulen und
Hochschulen, Kinderbetreuungseinrich-
tungen u. ä. Einrichtungen wird pro
Schüler/in, Student/in bzw. betreutem
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Kind ein Mindestbehältervolumen von
1,5 Liter pro Woche zur Verfügung
gestellt. 

c) Bei öffentlichen und privaten Verwal-
tungen, Geldinstituten, Verbänden,
Krankenkassen, Versicherungen, Ärzten
und medizinischen Einrichtungen,
selbstständig Tätigen der freien Berufe,
selbstständigen Handels-, Industrie- u.
Versicherungsvertretern und sonstigen
Dienstleistungsbetrieben wird pro Be-
schäftigtem/r ein Mindestvolumen von
5,5 Liter pro Woche zur Verfügung
gestellt. 

d) Bei Schank- und Speisewirtschaften
wird pro Beschäftigtem/r ein Mindest-
behältervolumen von 20 Liter pro
Woche zur Verfügung gestellt. 

e) Bei Beherbergungsbetrieben wird pro
Bett ein Mindestbehältervolumen von
3,0 Liter pro Woche zur Verfügung
gestellt. 

f) Bei Lebensmitteleinzel- u. Großhandel
wird pro Beschäftigtem/r ein Mindest-
behältervolumen von 22,0 Liter pro
Woche zur Verfügung gestellt. 

g) Bei sonstigem Einzel- u. Großhandel
wird pro Beschäftigtem/r ein Mindest-
behältervolumen von 10,0 Liter pro
Woche zur Verfügung gestellt. 

h) Bei Industriebetrieben, Handwerksbe-
trieben und sonstigem Gewerbe wird
pro Beschäftigtem/r ein Mindestvolu-
men von 10,0 Liter pro Woche zur
Verfügung gestellt. 

Für gewerbliche und andere Veranstaltun-
gen (z. B. Volksfeste, Sportveranstaltun-
gen o. Ä.) wird das Mindestbehältervolu-
men im Einzelfall durch die WBD-AöR
festgesetzt. Das gilt ebenso für Fälle, für
die die v. g. Aufzählung keine Regelung
enthält.

Beschäftigte sind alle in einem Betrieb Tä-
tige (z. B. Arbeitnehmer/innen, Unterneh-
mer/innen, mithelfende Familienangehöri-
ge, Auszubildende) einschließlich Zeitar-
beitskräfte. Beschäftigte, die weniger als
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die branchenüblichen Arbeitszeit (Arbeits-
zeit/pro Tag von 8 Stunden) beschäftigt
sind, werden bei der Veranlagung in Voll-
zeitstellen umgerechnet (Vollzeitäquivalen-
te). Ergibt die Summe der Teilzeitbeschäf-
tigten keine ganze Zahl, so wird diese auf
die nächste ganze Zahl aufgerundet.

Abweichend von Buchstabe a) bis h) kann
auf schriftlichen Antrag, bei durch den/die
Abfallerzeuger(in)/Abfallbesitzer(in) nach-
gewiesener Nutzung von Vermeidungs-
und Verwertungsmöglichkeiten, ein gerin-
geres Mindestbehältervolumen zugelassen
werden. Auf Grund der vorgelegten Nach-
weise und gegebenenfalls eigener Ermitt-
lungen legt die WBD-AöR dann das zur
Gewährleistung einer ordnungsgemäßen
Entsorgung erforderliche Behältervolumen
fest. Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.

Auf Grundstücken, auf denen Abfälle aus
privaten Haushaltungen und Abfälle aus
anderen Herkunftsbereichen anfallen, die
gemeinsam gesammelt werden können,
bestimmt sich das Behältervolumen aus
der Addition der Berechnungen nach 
Abs. 5 und der v. g. Aufzählung.

X. § 14 Abs. 8 erhält folgende Fassung:

(8) In Sonderfällen – beispielsweise bei
zeitweilig stärkerem Anfall von Abfall –
können vorübergehend von der WBD-AöR
zugelassene Abfallsäcke genutzt werden.
Alternativ können auf schriftlichen Antrag
weitere Abfallbehälter zur Verfügung ge-
stellt oder gebührenpflichtige Sonderein-
zelleerungen ohne Vollservice (§ 2 Abs. 10
der Abfallentsorgungsgebührensatzung)
durchgeführt werden.

XI. § 14 Abs. 9 erhält folgende Fassung:

(9) Die WBD-AöR bestimmt nach Anhö-
rung des/der jeweiligen Anschlusspflichti-
gen Typ und Anzahl der Abfallbehälter so-
wie die Häufigkeit und den Zeitpunkt der
Leerungen für das einzelne Grundstück
nach betriebswirtschaftlichen und entsor-
gungstechnischen Überlegungen. Kann
das aufzustellende Behältervolumen mit
den verfügbaren Behältern nicht bereit-

gestellt werden, so wird das verfügbare
größere Volumen aufgestellt, welches
dem aufzustellenden Volumen am
nächsten kommt.

XII. § 14 Abs. 10 erhält folgende Fassung:

(10) Wird ein Grundstück von nur einer
Person bewohnt und weist diese einen ge-
ringeren Entsorgungsbedarf gemäß Abs. 5
S. 3 – 5 nach, so kann auf Antrag ein Ab-
schlag gemäß § 2 Abs. 8 der Abfallentsor-
gungsgebührenssatzung auf die entspre-
chende Leistungsgebühr des zur Verfü-
gung gestellten 40 l Behälter mit vierzehn-
täglicher Leerung gewährt werden. Wird
nur während eines Teils des Kalenderjah-
res ein reduziertes Volumen in Anspruch
genommen, so wird der Gebührenab-
schlag anteilig gewährt.

XIII. § 14 Abs. 11 erhält folgende Fassung:

(11) Die aufgeführten Abfallbehälter ste-
hen im Eigentum der WBD-AöR und blei-
ben auch Eigentum der WBD-AöR nach
Auslieferung an bzw. bei Nutzung durch
die Abfallerzeuger. Die Art und Weise der
Nutzung der Abfallbehälter werden ab-
schließend durch diese Satzung geregelt
und sind nur im Rahmen des bestim-
mungsgemäßen Gebrauchs gestattet. Un-
zulässig ist daher eine Nutzung der Abfall-
behälter, die sich mit den Vorgaben dieser
Satzung nicht vereinbaren lässt. Hierzu ge-
hören insbesondere:

a) eine Entgegennahme überlassungs-
pflichtiger Abfälle vom Grundstück des
Abfallerzeugers durch nicht übernah-
meberechtigte Dritte unter Zuhilfe-
nahme der Abfallbehälter,

b) eine Nutzung der Abfallbehälter, die zu
einer Überschreitung der in § 15 Abs. 6
dieser Satzung aufgeführten Gewichts-
obergrenzen führt,

c) eine Nutzung der Abfallbehälter, die zu
einer unzulässigen Inanspruchnahme
des öffentlichen Straßenraums führt,
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d) eine Verpressung von Abfällen in den
Abfallbehältern unter Zuhilfenahme
jedweder technischer Hilfsmittel,

e) alle Handlungen, die bewirken, dass
die Zugänglichkeit zu den Behältern
erschwert oder unterbunden wird,

alle sonstigen Handlungen, die geeignet
sind, zu einer Beschädigung oder einem
vorzeitigen Verschleiß der Abfallbehälter
zu führen.

XIV. § 14 Abs. 12 wird neu eingefügt und
erhält folgende Fassung:

(12) Die Abfallbehältnisse werden grund-
sätzlich von der WBD-AöR zur Verfügung
gestellt. In Fällen des Abs. 8 werden von
der WBD-AöR zugelassene Abfallsäcke
auch im Einzelhandel angeboten.

XV. § 15 Abs. 6 erhält folgende Fassung:

(6) Die befüllten Abfallbehältnisse dürfen
folgende Gewichte nicht überschreiten:

a) 40 l-Abfallbehälter 30 kg
b) 60 l Abfallbehälter 40 kg
c) 80 l-Abfallbehälter 45 kg
d) 120 l-Abfallbehälter 60 kg
e) 240 l-Abfallbehälter 100 kg
f) 660 l-Abfallgroßbehälter 270 kg
g) 770 l-Abfallgroßbehälter 315 kg
h) 1100 l-Abfallgroßbehälter 450 kg
i) 2200 l-Abfallgroßbehälter 880 kg
j) 4600 l-Abfallgroßbehälter 1.840 kg
k) Abfallsäcke für Restmüll 

und Wertstoffe 20 kg

XVI. § 15 Abs. 7 erhält folgende Fassung:

(7) Bei nicht entsprechend den Bestim-
mungen der Abs. 1 bis 6 gefüllten oder
bereitgestellten Abfallbehältnissen kann
die WBD-AöR die Abfuhr so lange ableh-
nen, bis diese Vorschriften eingehalten
sind. Darüber hinaus kann die WBD-AöR
bei nicht entsprechend der Bestimmung
des Abs. 4 S. 2 befüllten Abfallbehältnis-
sen auf schriftlichen Antrag eine gebüh-
renpflichtige Sondereinzelleerung ohne

Vollservice (§ 2 Abs. 10 der Abfallent-
sorgungsgebührensatzung) durchführen.

XVII. § 16 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

(1) Rolltonnen sind am Abfuhrtage grund-
sätzlich von dem/der Benutzungspflichti-
gen am Fahrbahnrand der nächsten mit
Abfallsammelfahrzeugen öffentlichen be-
fahrbaren Straße ohne Beeinträchtigung
des Verkehrs bis spätestens 7.15 Uhr zur
Entleerung bereitzustellen und nach ihrer
Entleerung am selben Tag wieder aus dem
öffentlichen Verkehrsraum zu entfernen
(ohne Vollservice).
Auf Antrag des/der Benutzer(s)/in können
Rolltonnen – mit Ausnahme der Bio-
tonnen und Papiertonnen – auch von der
WBD-AöR vom Stellplatz zum Straßenrand
und zurück transportiert werden (mit Voll-
service).

Die übrigen Abfallbehälter werden von
der WBD-AöR an deren Stellplatz zur Ent-
leerung abgeholt und nach ihrer Entlee-
rung unverzüglich zurückgestellt.

Die WBD-AöR kann die Bereitstellung auf
nur einer Straßenseite bestimmen, wenn
dies aus abfuhrtechnischen Gründen not-
wendig ist.

XVIII. § 16 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

(4) Rolltonnen, die gem. Abs. 1 nicht
rechtzeitig zur Entleerung bereitgestellt
werden, werden grundsätzlich erst am
nächsten Abfuhrtermin geleert. Darüber
hinaus kann auf schriftlichen Antrag eine
gebührenpflichtige Nachleerung ohne
Vollservice (§ 2 Abs. 11 der Abfallent-
sorgungsgebührensatzung) erfolgen.

XIX. § 17 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

(3) Ist die Anlage von Stellplätzen und
Transportwegen entsprechend den in Abs.
2 genannten Anforderungen nicht mög-
lich, so kann die WBD-AöR Ausnahmen
zulassen. Dabei sind bei Servicebehältern,
die über Stufen transportiert werden müs-
sen, lediglich 40 l-, 60 l- und 80 l-Abfall-
behälter zugelassen.

XX. § 17 Abs. 5 erhält folgende Fassung:

(5) Der/Die Anschlusspflichtige hat die
Stellplätze und Transportwege für die Ab-
fuhr in verkehrssicherem Zustand, insbe-
sondere schnee- und eisfrei, zu halten und
bei Dunkelheit zu beleuchten. Befindet
sich der Stellplatz im Keller, ist der/die An-
schlusspflichtige auch für den unfallsiche-
ren und betriebsbereiten Zustand der He-
bebühne verantwortlich. Des Weiteren hat
der/die Anschlusspflichtige die Stellplätze
und Transportwege in einem ordnungsge-
mäß gesäuberten/verschmutzungsfreien
Zustand zu halten, sodass der Transport/
die Abfuhr nicht auf unzumutbare Weise
erschwert oder unmöglich wird oder eine
Beeinträchtigung des Wohls der Allge-
meinheit oder eine Gesundheitsgefähr-
dung der Mitarbeiter entsteht.

XXI. § 17 Abs. 8 erhält folgende Fassung:

(8) Entsprechen die Stellplätze oder Trans-
portwege nicht den technischen Anforde-
rungen der Abs. 2, 6 und 7 oder werden
die Stellplätze oder Transportwege entge-
gen der Bestimmungen des Abs. 5 nicht in
einem verkehrssicheren oder ordnungsge-
mäß gesäuberten/verschmutzungsfreien
Zustand gehalten, kann die WBD-AöR den
Vollservice einer Abfuhr so lange ableh-
nen, bis diese Vorschriften eingehalten
werden.

XXII. § 20 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

(2) Grundstückseigentümer/innen und Be-
sitzer/innen von auf Grundstücken anfal-
lenden Abfällen sind verpflichtet, alle für
die ordnungsgemäße Abfallentsorgung er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen. Hierzu
gehört insbesondere die Mitteilung über
die Anzahl der Nutzungseinheiten, die An-
zahl der Beschäftigten, ihre Arbeitszeiten,
die Anzahl der Betten in Kliniken und Be-
herbergungsbetrieben und die Anzahl der
Wohnheimplätze bei zweckbestimmten
Gemeinschaftswohnanlagen institutionel-
ler Träger. Sie haben alle notwendigen
Maßnahmen zu treffen, um die Entsor-
gung des Abfalls zu ermöglichen und zu
sichern. Den Beauftragten der WBD-AöR
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ist zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser
Satzung befolgt werden, ungehinderter
Zutritt zu Grundstücken zu gewähren, für
die nach dieser Satzung Anschluss- und
Benutzungszwang besteht. Es muss eben-
falls ungehinderter Zutritt für das Aufstel-
len notwendiger Behältnisse, zum Zwecke
des Einsammelns und zur Überwachung
der ordnungsgemäßen Entsorgung, der
Getrennthaltung und Verwertung von
Abfällen gewährt werden.

XXIII. § 23 erhält folgende Fassung:

Die sich aus dieser Satzung für die Grund-
stückseigentümer/innen ergebenden 
Rechte und Pflichten gelten entsprechend
für Erbbauberechtigte.

Die Grundstückseigentümer/innen werden
von ihren Verpflichtungen nicht dadurch
befreit, dass neben ihnen andere Berech-
tigte verpflichtet sind.

XXIV. § 24 Abs. 1 Nr. 6 erhält folgende
Fassung:

6. entgegen der Bestimmung des § 11
Abs. 1 mehr als haushaltsübliche Mengen
bzw. haushaltüblich vergleichbare Mengen
Sperrgut bereitstellt, und/oder entgegen
den Bestimmungen des § 11 Abs. 3 Sperr-
gut nicht ordnungsgemäß bereitstellt,

XXV. § 24 Abs. 1 Nr. 14 erhält folgende
Fassung:

14. entgegen den Bestimmungen des 
§ 16 Abs. 1 die Abfallbehältnisse nicht
ordnungsgemäß und rechtzeitig zur Ab-
fuhr bereitstellt oder nach ihrer Entleerung
am selben Tag wieder aus dem öffent-
lichen Verkehrsraum entfernt,

XXVI. § 24 Abs. 1 Nr. 15 erhält folgende
Fassung:

15. entgegen den Bestimmungen des 
§ 17 Abs. 5 die Stellplätze und Transport-
wege für die Abfuhr nicht in verkehrssi-
cherem Zustand, insbesondere schnee-
und eisfrei hält, und bei Dunkelheit nicht
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beleuchtet sowie bei Benutzung einer He-
bebühne diese nicht in unfallsicherem und
betriebsbereitem Zustand hält, sowie die
Stellplätze und Transportwege nicht in 
einem ordnungsgemäß/verschmutzungs-
freien Zustand hält, sodass der Transport/
die Abfuhr dadurch in unzumutbarer
Weise erschwert oder unmöglich wird,
oder dadurch eine Beeinträchtigung des
Wohls der Allgemeinheit oder Gesund-
heitsgefährdung der Mitarbeiter entsteht,

XXVII. § 24 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende
Fassung:

2. entgegen der Bestimmung des § 4 
Abs. 8 der Abfallentsorgungsgebühren-
satzung Abfälle ungenehmigt anliefert.

Artikel 2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2012 in
Kraft. 

Vorstehende 4. Änderung der Satzung der
Wirtschaftsbetriebe Duisburg - Anstalt des
öffentlichen Rechts über die Abfallentsor-
gung in der Stadt Duisburg (Abfallentsor-
gungssatzung) wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) beim Zustandekommen dieser Sat-
zung kann gem. §§ 7 Abs. 6 Satz 1, 114a
Abs. 3 Gemeindeordnung NRW nach Ab-
lauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Vorsitzende des Verwaltungsrates
der Wirtschaftsbetriebe Duisburg - 
Anstalt des öffentlichen Rechts hat den
Beschluss des Verwaltungsrates vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber den Wirtschaftsbetrieben
Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Duisburg, den 14. Dezember 2011

Dr. Greulich
Vorsitzender des Verwaltungsrates

Patermann
Vorstand

Auskunft erteilt:
Frau Lorsche
Tel.-Nr.: 0203/283-3949

Bekanntmachung der 3. Änderung der
Satzung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Erhebung von Gebühren für
die Abfallentsorgung in der Stadt 
Duisburg (Abfallentsorgungsgebüh-
rensatzung) vom 14. Dezember 2011 

Der Verwaltungsrat der Wirtschaftsbe-
triebe Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts (WBD-AöR) hat in seiner Sitzung
am 14. Dezember 2011 auf der Grund-
lage der vorgelegten Gebührenbedarfsbe-
rechnung die folgende Änderungssatzung
beschlossen. 

Diese Satzung beruht auf:

- §§ 7, 9 und 114 a der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 270, 271),
in Verbindung mit der Unternehmens-
satzung der Stadt Duisburg über die
Anstalt des öffentlichen Rechts Wirt-
schaftsbetriebe Duisburg vom 
12. Dezember 2006 (Amtsblatt für die
Stadt Duisburg Nr. 63 vom 29. Dezem-
ber 2006, S. 493 - 498), zuletzt ge-
ändert durch die 4. Änderung der 
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Unternehmenssatzung vom 8. Oktober
2010 (Amtsblatt für die Stadt Duisburg
Nr. 41 vom 29.10.2010, S. 407 - 408); 

- §§ 4 und 6 des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein-West-
falen (KAG) vom 21. Oktober 1969
(GV. NW. S. 712), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 30. Juni 2009
(GV. NRW. S. 394);

- § 9 des Abfallgesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen (Landesabfallge-
setz) vom 21. Juni 1988 (GV. NRW. 
S. 250), zuletzt geändert durch Artikel
6 des Gesetzes vom 17. Dezember
2009 (GV. NRW. S. 863, 975).

Artikel 1

Die Satzung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Erhebung von Gebühren für die
Abfallentsorgung in der Stadt Duisburg
(Abfallentsorgungsgebührensatzung) vom
18. Dezember 2007 (veröffentlicht im
Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 52
vom 31. Dezember 2007, S. 468 - 474),
zuletzt geändert durch die 2. Änderung
der Abfallentsorgungssatzung vom 
08. Dezember 2010 (veröffentlicht im
Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 48
vom 31. Dezember 2010, S. 546 – 548),
wird wie folgt geändert:

I. § 2 erhält folgende Fassung: 

(1) Für das regelmäßige Einsammeln, Be-
fördern und Annehmen von Abfällen wer-
den Grund- und Leistungsgebühren er-
hoben. Soweit der Anschluss nicht für ein
volles Kalenderjahr besteht, werden die
Gebühren anteilig erhoben.

(2) Für jede Nutzungseinheit eines Grund-
stücks, das über einen Abfallbehälter bzw.
einen entsprechenden Nachbarschaftsbe-
hälter (§ 14 Abs. 5 S. 7 der Abfallentsor-
gungssatzung) an die öffentliche Abfall-
entsorgung gemäß der §§ 4 bis 7 der Ab-
fallentsorgungssatzung angeschlossen ist,
wird eine Grundgebühr in Höhe von
46,92 € erhoben.

(3) Eine Nutzungseinheit im Sinne des
Abs. 2 ist 

a) jede nach außen abgeschlossene 
Wohneinheit
In zweckbestimmten Gemeinschafts-
wohnanlagen institutioneller Träger
(z.B. Studentenwohnheime, Personal-
wohnheime, Kinderheime, Seniorenhei-
me, Obdachlosenunterkünfte) gelten je
4 angefangene Wohnheimplätze als 
eine Wohneinheit,

b) jede andere Nutzung von in sich ab-
geschlossenen Einrichtungen (z.B.
Büros, Praxen, Läden, Handwerksbe-
triebe, sonstige Geschäftsräume) bis zu
einer Anzahl von 6 Beschäftigten im
Sinne von § 14 Abs. 6 S. 5 – 7 der Ab-
fallentsorgungssatzung; ab einer höhe-
ren Beschäftigtenzahl wird für jede/n
angefangene/n weitere/n 6 Beschäftig-
te/n eine weitere Grundgebühr er-
hoben,

auch wenn diese nicht ständig bewohnt/
genutzt wird.

(4) Für jede gebührenpflichtige Benutzung
(§ 7 Abs. 1 Abfallentsorgungssatzung)
eines nach § 14 Abs. 2 der Abfallentsor-
gungssatzung zur Verfügung gestellten
Abfallbehälters, wird zusätzlich zur Grund-
gebühr eine Leistungsgebühr erhoben. Sie
wird nach Art, Größe und Anzahl der Ab-
fallbehältnisse und Häufigkeit der Abfuh-
ren sowie nach dem Umfang der Service-
leistung bemessen. Ist ein Nachbarschafts-
behälter nach § 14 Abs. 5 S. 7 der Abfall-
entsorgungssatzung zugelassen, bemes-
sen sich die Gebühren anteilig.

(5) Bei wöchentlich einmaliger Abfuhr von
Abfällen werden für ein Kalenderjahr
folgende Leistungsgebühren erhoben:

Rolltonnen

je 40 l-Abfallbehälter
(ohne Vollservice) 107,64 €

je 40 l-Abfallbehälter
(mit Vollservice)
- Grundpreis 107,64 €
- normaler Serviceaufwand 40,96 €
- erhöhter Serviceaufwand 72,48 €

je 60 l-Abfallbehälter
(ohne Vollservice) 161,44 €

je 60 l-Abfallbehälter
(mit Vollservice)
- Grundpreis 161,44 €
- normaler Serviceaufwand 40,96 €
- erhöhter Serviceaufwand 72,48 €

je 80 l-Abfallbehälter
(ohne Vollservice) 215,28 €

je 80 l-Abfallbehälter
(mit Vollservice)
- Grundpreis 215,28 €
- normaler Serviceaufwand 40,96 €
- erhöhter Serviceaufwand 72,48 €

je 120 l-Abfallbehälter
(ohne Vollservice) 322,92 €

je 120 l-Abfallbehälter
(mit Vollservice)
- Grundpreis 322,92 €
- normaler Serviceaufwand 40,96 €
- erhöhter Serviceaufwand 72,48 €

je 240 l-Abfallbehälter
(ohne Vollservice) 645,88 €

je 240 l-Abfallbehälter
(mit Vollservice)
- Grundpreis 645,88 €
- normaler Serviceaufwand 52,76 €
- erhöhter Serviceaufwand 93,28 €

Großbehälter (fahrbar)

je   660 l-Abfallgroßbehälter 1.844,72 €
je   770 l-Abfallgroßbehälter 2.140,76 €
je 1100 l-Abfallgroßbehälter 3.038,20 €

Großbehälter (nicht fahrbar)

je 2200 l-Halbunterflurbehälter 5.920,84 €
je 4600 l-Unterflurbehälter 12.379,96 €

Bei erhöhter Abfuhrhäufigkeit erhöht sich
die Leistungsgebühr entsprechend.

(6) Bei vierzehntäglicher Abfuhr von Ab-
fällen werden für ein Kalenderjahr folgen-
de Leistungsgebühren erhoben:
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Rolltonnen

je 40 l-Abfallbehälter
(ohne Vollservice) 53,80 €

je 40 l-Abfallbehälter
(mit Vollservice)
- Grundpreis 53,80 €
- normaler Serviceaufwand 20,48 €
- erhöhter Serviceaufwand 36,24 €

je 60 l-Abfallbehälter
(ohne Vollservice) 80,72 €

je 60 l-Abfallbehälter
(mit Vollservice)
- Grundpreis 80,72 €
- normaler Serviceaufwand 20,48 €
- erhöhter Serviceaufwand 36,24 €

je 80 l-Abfallbehälter
(ohne Vollservice) 107,64 €

je 80 l-Abfallbehälter
(mit Vollservice)
- Grundpreis 107,64 €
- normaler Serviceaufwand 20,48 €
- erhöhter Serviceaufwand 36,24 €

je 120 l-Abfallbehälter
(ohne Vollservice) 161,44 €

je 120 l-Abfallbehälter
(mit Vollservice)
- Grundpreis 161,44 €
- normaler Serviceaufwand 20,48 €
- erhöhter Serviceaufwand 36,24 €

je 240 l-Abfallbehälter
(ohne Vollservice) 322,92 €

je 240 l-Abfallbehälter
(mit Vollservice)
- Grundpreis 322,92 €
- normaler Serviceaufwand 26,36 €
- erhöhter Serviceaufwand 46,64 €

Großbehälter (fahrbar)

je   660 l-Abfallgroßbehälter 922,36 €
je   770 l-Abfallgroßbehälter 1.070,36 €
je 1100 l-Abfallgroßbehälter 1.519,08 €

 528

Großbehälter (nicht fahrbar)

je 2200 l-Halbunterflurbehälter 2.960,40 €
je 4600 l-Unterflurbehälter 6.189,96 €

Biotonnen
(Leerung Januar bis Dezember)

je   80 l-Abfallbehälter 74,00 €
je 120 l-Abfallbehälter 98,00 €
je 240 l-Abfallbehälter 166,00 €

Biotonnen
(Gartensaisonbehälter, Leerung April bis
Dezember)

je   80 l-Abfallbehälter 55,50 €
je 120 l-Abfallbehälter 73,50 €
je 240 l-Abfallbehälter 124,50 €

(7) Für die Entsorgung von zeitweilig stär-
ker anfallendem Abfall in Abfallsäcken
werden als Benutzungsgebühr
je 70-l-Abfallsack 4,00 €
erhoben.

(8) Für die Entsorgung von 1-Personen-
grundstücken beträgt der Gebührenab-
schlag

a) gemäß § 14 Abs. 10 i.V.m. 
Abs. 5 S. 3 der Abfallentsorgungs-
satzung 13,56 €

b) gemäß § 14 Abs. 10 i.V.m. 
Abs. 5 S. 4 - 5 der Abfallentsorgungs-
satzung 27,00 €

(9) Für die Annahme und die Entsorgung
der folgenden gemäß § 18 Abs. 2 der Ab-
fallentsorgungssatzung auf den Recycling-
höfen der WBD-AöR angelieferten Abfälle
werden nachstehende Gebühren erhoben:

1. Hausmüll/hausmüllähnlicher Gewerbe-
abfall
- Kleinstmenge bis 0,1 cbm 2,00 €
- Anlieferung bis 0,5 cbm 7,50 €
- Anlieferung bis 1,0 cbm 15,00 €

2.  Sperrgut/Sperrmüll aus Industrie 
und Gewerbe je cbm 30,00 €

3. Bauschutt aus Haushaltungen, Industrie
und Gewerbe
- Kleinstmenge bis 0,1 cbm 2,00 €
- Anlieferung bis 0,5 cbm 7,50 €
- Anlieferung bis 1,0 cbm 15,00 €

4. Altöl aus Haushaltungen je kg 1,00 €

5. Rasenschnitt und Grünabfälle aus 
Industrie und Gewerbe bis zu einer
Höchstmenge von 5,0 cbm
- Anlieferung je angefangener 
cbm 12,00 €

6. Bauholz
- Kleinstmenge bis 0,1 cbm 2,00 €
- Anlieferung bis 0,5 cbm 7,50 €
- Anlieferung bis 1,0 cbm 15,00 €
- Anlieferung ab 1,0 cbm je 
angefangener cbm 15,00 €

Die Annahme und die Entsorgung der
übrigen nach § 18 Abs. 2 der Abfallent-
sorgungssatzung angelieferten Abfälle
sind „gebührenfrei“.

(10) Für die einmalige Abfuhr von Abfall-
behältern (Sondereinzelleerung nach § 14
Abs. 8 oder § 15 Abs. 7 S. 2 der Abfall-
entsorgungssatzung) werden nachstehen-
de Gebühren erhoben:

- je     40 l-Abfallbehälter 19,12 €
- je     60 l-Abfallbehälter 19,88 €
- je     80 l-Abfallbehälter 20,68 €
- je   120 l-Abfallbehälter 22,24 €
- je   240 l-Abfallbehälter 27,08 €
- je   660 l-Abfallgroßbehälter 47,28 €
- je   770 l-Abfallgroßbehälter 51,60 €
- je 1100 l-Abfallgroßbehälter 65,24 €
- je 2200 l-Halbunterflurbehälter 117,08 €
- je 4600 l-Unterflurbehälter 242,04 €

(11) Für die Nachleerung von Abfallbehäl-
tern (bei nicht durchgeführter Leerung
z.B. nach § 16 Abs. 4 S. 2 der Abfallent-
sorgungssatzung) werden nachstehende
Gebühren erhoben:

- je   40 l-Abfallbehälter 16,60 €
- je   60 l-Abfallbehälter 16,60 €
- je   80 l-Abfallbehälter 16,60 €
- je 120 l-Abfallbehälter 16,60 €
- je 240 l-Abfallbehälter 16,60 €
- je 660 l-Abfallgroßbehälter 16,60 €
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- je   770 l-Abfallgroßbehälter 16,60 €
- je 1100 l-Abfallgroßbehälter 16,60 €
- je 2200 l-Halbunterflurbehälter 27,98 €
- je 4600 l-Unterflurbehälter 27,98 €

(12) Für die gesonderte Abholung von
Sperrgut nach § 11 Abs. 2 S. 3-5 und 
§ 11 Abs. 3 S. 3 der Abfallentsorgungs-
satzung werden nachstehende Gebühren
erhoben:

-Sperrgut-Express-Service 1
(§ 11 Abs. 2 S. 3-4 Abfallentsorgungs-
satzung)
Anmeldung bis 12.00 Uhr/Abholung
nächster Tag 30,00 €

-Sperrgut-Express-Service 2
(§ 11 Abs. 2 S. 3, 5 Abfallentsorgungs-
satzung)
Anmeldung bis 10.00 Uhr/Abholung
gleicher Tag 60,00 €

-Heraustrage-Service
(§ 11 Abs. 3 S. 3 Abfallentsorgungs-
satzung)
je angefangene halbe Stunde 50,00 €

II. § 3 erhält folgende Fassung: 

(1) Gebührenpflichtig sind Eigentümer/in-
nen des Grundstücks. Grundstückseigen-
tümer/innen im Sinne dieser Satzung sind
die im Grundbuch eingetragenen Eigen-
tümer/innen, bei Wohnungseigentum der/
die Wohnungseigentümer/innen. Ist das
Grundstück mit einem Erbbaurecht be-
lastet, so tritt an die Stelle des/der Eigen-
tümers/in der/die Erbbauberechtigte. 
Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamt-
schuldner/innen. Jede/r Gesamtschuld-
ner/in schuldet die gesamte Leistung. Die
Erfüllung durch eine/n Gesamtschuldner/in
wirkt auch für die übrigen Schuldner/in-
nen. Bei Anlieferung von Abfällen auf den
Recyclinghöfen der WBD-AöR (§ 18 Ab-
fallentsorgungssatzung) ist derjenige/die-
jenige gebührenpflichtig, der/die die Ab-
fälle anliefert.

(2) Die Gebührenpflichtigen haben alle für
die Errechnung der Grund- und Leistungs-
gebühren erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen und zu dulden, dass Beauftragte der

WBD-AöR das Grundstück betreten, um
die Bemessungsgrundlagen festzustellen
oder zu überprüfen. Gebührenpflichtige
im Sinne von Abs. 1 Satz 7 müssen alle
für die Errechnung und Festsetzung der
Gebühren erforderlichen Auskünfte (Art
und Menge der angelieferten Abfälle) un-
aufgefordert dem Personal auf den 
Recyclinghöfen der WBD-AöR mitteilen.

(3) Kommt der Gebührenpflichtige
seiner/ihrer Pflicht aus Abs. 2 binnen der
ihm gesetzten Frist nicht nach, so ist die
WBD-AöR berechtigt, die Anzahl der Nut-
zungseinheiten für die Berechnung der
Grundgebühr sowie die jeweilige Berech-
nungsgrundlage für die Berechnung der
Leistungsgebühr zu schätzen.

III. § 4 erhält folgende Fassung:

(1) Die Gebührenpflicht für die Grundge-
bühr entsteht mit dem ersten Tag des auf
den Beginn der Abfallentsorgung folgen-
den Monats. Sie erlischt mit dem letzen
Tag des laufenden Monats, in dem die Ab-
fallentsorgung eingestellt wird. Ent-
sprechendes gilt beim Wechsel des/der
Gebührenpflichtigen.

Werden eine oder mehrere Nutzungsein-
heiten nachweislich und ununterbrochen
für einen Zeitraum von mehr als 6 Mona-
ten tatsächlich nicht genutzt (Leerstand),
so kann die Grundgebühr nach Ablauf
von 6 Monaten für die weitere Dauer des
Leerstandes auf schriftlichen Antrag des
Gebührenpflichtigen hin entfallen.

(2) Die Gebührenpflicht für die Leistungs-
gebühr entsteht mit dem ersten Tag des
auf den Beginn der Abfallentsorgung fol-
genden Monats. Sie erlischt mit dem 
letzen Tag des laufenden Monats, in dem
die Abfallentsorgung eingestellt wird. Ent-
sprechendes gilt bei einem Wechsel
des/der Gebührenpflichtigen oder einer
Änderung der Berechnungsgrundlagen.
Sofern die Reduzierung des bereitgestell-
ten Volumens trotz eines rechtzeitigen An-
trags (§ 14 Abs. 4 Abfallentsorgungssat-
zung) nicht innerhalb des Monats erfolgt,
auf den sich der Antrag bezieht, wird für
den auf die Antragstellung folgenden 

Zeitraum der Anteil der festgesetzten Ge-
bühr erstattet, der auf das einzuziehende
Volumen entfällt. Die Erstattung ist inner-
halb von drei Monaten nach Bekanntgabe
der geänderten Gebührenfestsetzung bei
der WBD-AöR schriftlich zu beantragen.

(3) Wenn die regelmäßige Abfallentsor-
gung in dem Monat wieder eingestellt
wird, in dem sie begonnen hat, entsteht
und endet die Gebührenpflicht ab-
weichend von Abs. 1 und 2 mit dem 
ersten und letzten Tage desselben Monats.
Entsprechendes gilt bei einer Erhöhung
des Abfallbehältervolumens.

(4) Die Grund- und Leistungsgebühren für
die regelmäßige Entsorgung werden am
15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines
jeden Jahres für das jeweils laufende Ka-
lendervierteljahr fällig. Auf schriftlichen
Antrag des/der Gebührenpflichtigen kön-
nen die Grund- und Leistungsgebühren
abweichend von Satz 1 am 01.07. eines
jeden Jahres in einem Jahresbetrag ent-
richtet werden, sofern der Antrag bis zum
30.09. des vorhergehenden Kalenderjah-
res gestellt wurde. Die beantragte Zah-
lungsweise bleibt solange maßgebend, bis
ihre Änderung beantragt wird. Die Ände-
rung ist spätestens bis zum 30.09. des
vorhergehenden Jahres schriftlich zu be-
antragen.

(5) Die Benutzungsgebühr für die Entsor-
gung von Abfall in Abfallsäcken (§ 2 
Abs. 7) ist bei dem Empfang der Abfall-
säcke zu entrichten. Bei Abgabe der Ab-
fallsäcke durch den Einzelhandel (§ 14
Abs. 12 Abfallentsorgungssatzung) kann
sich die Gebühr um den Verkaufszuschlag
des Einzelhandels erhöhen.

(6) Die Benutzungsgebühr für die nicht 
regelmäßige Entsorgung gem. § 2 Abs. 10
bis 12 wird einen Monat nach Bekannt-
gabe des Gebührenbescheides fällig.

(7) Wird die Abfallentsorgung infolge hö-
herer Gewalt, durch Betriebsstörungen,
betriebsnotwendige Arbeiten, behördliche
Verfügungen oder Verlegungen des Zeit-
punktes der Abfallentsorgung vorüberge-
hend eingeschränkt, unterbrochen oder
verspätet durchgeführt, haben die Gebüh-
renschuldner keinen Anspruch auf 
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Gebührenminderung. Wird die Abfallent-
sorgung aus einem anderen als in Satz 1
genannten und nicht von dem/der Gebüh-
renschuldner/in zu vertretenden Grund
von der WBD-AöR nicht durchgeführt, ha-
ben diese nur dann einen Anspruch auf
Gebührenminderung, wenn die WBD-AöR
die Möglichkeit hatte, die Abfallentsor-
gung zeitnah nachzuholen. Dies setzt 
voraus, dass der/die Gebührenschuldner/in
die WBD-AöR unverzüglich über die nicht
durchgeführte Leerung in Kenntnis setzt.
Der Anspruch auf Gebührenminderung ist
innerhalb von drei Monaten nach der
nicht durchgeführten Leerung bei der
WBD-AöR schriftlich zu beantragen.

(8) Für die Gebührenerhebung nach § 2
Abs. 9 dieser Satzung gilt die ausgegebe-
ne Gebührenmarke als Gebührenbescheid.
Bei Anlieferung von Abfällen auf den Re-
cyclinghöfen der WBD-AöR (§ 18 Abfall-
entsorgungssatzung) entsteht die Gebüh-
renpflicht mit der Anlieferung, die zu zah-
lende Gebühr wird sofort fällig. Mit Zah-
lung der Gebühr gilt die Anlieferung als
genehmigt.

Artikel 2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2012 in
Kraft. 

Vorstehende 3. Änderung der Satzung der
Wirtschaftsbetriebe Duisburg - Anstalt des
öffentlichen Rechts über die Erhebung von
Gebühren für die Abfallentsorgung in der
Stadt Duisburg (Abfallentsorgungsgebüh-
rensatzung) wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) beim Zustandekommen dieser Sat-
zung kann gem. §§ 7 Abs. 6 Satz 1, 114a
Abs. 3 Gemeindeordnung NRW nach Ab-
lauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,
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b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Vorsitzende des Verwaltungsrates
der Wirtschaftsbetriebe Duisburg - 
Anstalt des öffentlichen Rechts hat den
Beschluss des Verwaltungsrates vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber den Wirtschaftsbetrieben
Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Duisburg, den 14. Dezember 2011

Dr. Greulich
Vorsitzender des Verwaltungsrates

Patermann
Vorstand

Auskunft erteilt:
Frau Lorsche
Tel.-Nr.: 0203/283-3949

Bekanntmachung der 4. Änderung der
Satzung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Abwasserbeseitigung in der
Stadt Duisburg (Abwasserbeseitigungs-
satzung) vom 14. Dezember 2011 

Der Verwaltungsrat der Wirtschaftsbetrie-
be Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts (WBD-AöR) hat in seiner Sitzung
am 14. Dezember 2011 die folgende Än-
derungssatzung beschlossen. 

Diese Satzung beruht auf:

- §§ 7, 9 und 114 a der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 270, 271),
in Verbindung mit der Unternehmens-
satzung der Stadt Duisburg über die

Anstalt des öffentlichen Rechts Wirt-
schaftsbetriebe Duisburg vom 12. De-
zember 2006 (Amtsblatt für die Stadt
Duisburg Nr. 63 vom 29. Dezember
2006, S. 493 - 498), zuletzt geändert
durch die 4. Änderung der Unterneh-
menssatzung vom 8. Oktober 2010
(Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr.
41 vom 29.10.2010, S. 407 - 408); 

- §§ 51 ff. des Wassergesetzes für das
Land Nordrhein-Westfalen (Landeswas-
sergesetz - LWG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 25. Juni 1995
(GV. NRW. S. 926), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
16. März 2010 (GV. NRW. S. 185 ff.);

- dem Gesetz zur Ordnung des Wasser-
haushaltes des Bundes (Wasserhaus-
haltsgesetz - WHG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31. Juli 2009
(BGBl. I S. 2585 ff.), zuletzt geändert
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
11. August 2010 (BGBl. I S. 1163). 

Artikel 1

Die Satzung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Abwasserbeseitigung in der Stadt
Duisburg (Abwasserbeseitigungssatzung)
vom 18. Dezember 2007 (veröffentlicht im
Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 52
vom 31. Dezember 2007, S. 450 - 463),
zuletzt geändert durch die 3. Änderung
der Satzung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Abwasserbeseitigung in der Stadt
Duisburg vom 08. Dezember 2010 (veröf-
fentlicht im Amtsblatt für die Stadt Duis-
burg Nr. 48 vom 31. Dezember 2010, 
S. 568 – 576), wird wie folgt geändert:

I. § 3 Abs. 4 entfällt.

II. § 6 Abs. 11 wird neu eingefügt und er-
hält folgende Fassung:

(11) Jeder Eigentumswechsel oder ein
Wechsel der Nutzungsberechtigten ist
der WBD-AöR von dem/der bisherigen
und dem/der neuen Eigentümer/in oder
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Nutzungsberechtigten unverzüglich
anzuzeigen.

III. § 6 a Abs. 3 erhält folgende Fassung:

(3) Die Dichtheitsprüfung wird nur an-
erkannt, wenn sie von einem Sachkun-
digen durchgeführt wurde, der die in
der Verwaltungsvorschrift zu § 61 a
LWG NRW (RdErl. d. Ministeriums für
Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz 
– IV-7-031 002 0407 – v. 31.3.2009)
bestimmten Anforderungen an die
Sachkunde erfüllt.

Die Sachkunde wird von den „Indus-
trie- und Handelskammern in NRW“,
den „Handwerkskammern des West-
deutschen Handwerkskammertags“
und der „Ingenieurkammer-Bau Nord-
rhein-Westfalen“ – die hierüber selbst-
ständige Listen führen – festgestellt.
Diese Listen werden vom Landesamt
für Natur, Umwelt und Verbraucher-
schutz des Landes NRW (LANUV NRW)
zu einer landesweiten Liste zusammen-
geführt (www.lanuv.nrw.de).

Die Dichtheitsprüfung wird weiterhin
nur anerkannt, wenn die Bescheini-
gung über die Dichtheitsprüfung im
Interesse der Grundstückseigentüme-
rin/des Grundstückseigentümers fol-
gende Angaben und Unterlagen ent-
hält:

- notwendige Angaben zum geprüften
Grundstück (Anschrift und Gemar-
kung, Flur, Flurstück),

- Anschrift des Grundstückseigen-
tümers,

- das Prüfdatum,
- Lageplan mit einer Darstellung des

Prüfobjektes (Straße, Hausnummer,
Gebäudebezeichnung bei mehreren
Gebäuden auf einem Grundstück,
Darstellung der gesamten Abwasser-
leitungen mit eindeutiger Kennzeich-
nung der geprüften Leitungsbestand-
teile und deren Dimensionen (Längen
und Nennweiten),

- Angabe der Prüfverfahren und Prüf-
methoden (TV-Untersuchung, Wasser,

Luft mit Angabe des beaufschlagten
Drucks) und Angabe des ange-
wandten technischen Regelwerks,

- Angaben zum Sachkundigen und
Unterschrift des Sachkundigen, der
die Prüfung durchgeführt hat und Be-
stätigung, dass er gemäß § 61 a LWG
NRW zum Zeitpunkt der Prüfung
Sachkundiger ist,

- die Wasserverlustmengen bzw. der
Druckverlust innerhalb des Prüfzeit-
raums, wenn vorhanden, ist ein EDV-
gestütztes Prüfprotokoll beizulegen,

- die Haltungsgrafiken/Haltungsberichte
der TV-Untersuchung,

- Auswertung und Ergebnis der Prü-
fung.

Bei Kamerauntersuchung ist der ver-
wendete Datenträger (bspw. CD, DVD)
oder eine Kopie davon auf Verlangen
an die WBD-AöR auszuhändigen.

Für die Bescheinigung über die Dicht-
heitsprüfung wird die vom Ministerium
für Klimaschutz, Umweltschutz, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen
erstellte Musterdichtheitsbescheinigung
(„Bescheinigung über das Ergebnis der
Dichtheitsprüfung gem. § 61 a LWG
NRW“) von der WBD-AöR zur Ver-
fügung gestellt.

Der/Die Grundstückseigentümer/in hat
dafür Sorge zu tragen, dass der von
ihm/ihr beauftragte Sachkundige die
Durchführung der Dichtheitsprüfung
schriftlich, per Email 
(dichtheitspruefung@wb-duisburg.de) 
oder per Fax spätestens 3 Tage vor
Durchführung bei der WBD-AöR an-
zeigt.

IV. § 6 a Abs. 7 erhält folgende Fassung:

(7) Die Dichtheitsprüfung ist nach den
einschlägigen DIN-Normen sowie den
Mindestanforderungen der Wirtschafts-
betriebe Duisburg – AöR durchzufüh-
ren. Dabei ist grundsätzlich eine 
Druckprüfung mit Luft oder Wasser
vorzunehmen. Abweichend hiervon
kann eine Dichtheitsprüfung mittels 

einer optischen Inspektion vorgenom-
men werden, wenn es sich um eine
Erstprüfung bereits bestehender, nicht
neu errichteter Grundstücksentwässe-
rungsanlagen handelt und der Sach-
kundige vor Ort entscheidet, dass eine
optische Inspektion ausreichend ist.
Gleiches gilt, wenn die Prüfung nach
einer teilweisen Reparatur einer Grund-
stücksentwässerungsanlage eines
Grundstückes, das sich nicht in einer
Wasserschutzzone befindet, vorge-
nommen wird. 

Nach partiellen Reparaturen innerhalb
von Wasserschutzzonen sowie nach 
Renovation, Erneuerung oder Herstel-
lung von Grundstücksentwässerungs-
anlagen ist eine Druckprüfung mit
Wasser oder Luft durchzuführen.

V. § 6 a Abs. 9 wird neu eingefügt und
erhält folgende Fassung:

(9) Hat die Dichtheitsprüfung einen
Schaden aufgezeigt, so erfolgt die Be-
urteilung des Schadens nach dem 
„Bildreferenzkatalog – Private Abwas-
serleitung“ des Ministeriums für Klima-
schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur-
und Verbraucherschutz des Landes
Nordrhein-Westfalen in der Fassung
des Vollzugeserlasses des MKUNLV vom
17.06.2011 Az. IV-7 031 002 0407.

Vorbehaltlich wasser- und boden-
schutzrechtlicher Entscheidungen der
zuständigen Ordnungsbehörde, gelten
für die Sanierung von schadhaften
Grundstücksentwässerungsanlagen in
Anlehnung an den Bildreferenzkatalog
vom Landesamt für Natur, Umwelt und
Verbraucherschutz NRW und an die 
E DIN 1986-30 grundsätzlich folgende
Fristen:

a) Außerhalb von Wasserschutzzonen:

- Bei Schäden der Schadensklasse A ist
eine sofortige Sanierung erforderlich.
Diese Sanierung ist innerhalb von 
6 Monaten nach Feststellung der
Schäden abzuschließen.

- Bei Schäden der Schadensklasse B ist
die Sanierung innerhalb von 5 Jahren
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nach Feststellung der Schäden abzu-
schließen.

- Bei Schäden der Schadensklasse C ist
die Sanierung innerhalb von 10 Jah-
ren nach Feststellung der Schäden
abzuschließen.

b) Innerhalb von Wasserschutzzonen:

- Bei Schäden der Schadensklasse A ist
eine sofortige Sanierung erforderlich.
Diese Sanierung ist innerhalb von 
6 Monaten nach Feststellung der
Schäden abzuschließen.

- Bei Schäden der Schadensklasse B ist
die Sanierung innerhalb von 2 Jahren
nach Feststellung der Schäden abzu-
schließen.

- Bei Schäden der Schadensklasse C ist
die Sanierung innerhalb von 5 Jahren
nach Feststellung der Schäden abzu-
schließen.

VI. § 26 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig

a) entgegen der Bestimmung des § 6
Abs. 11 einen Wechsel der Eigentümer
oder Nutzungsberechtigten nicht un-
verzüglich anzeigt.

b) entgegen den Bestimmungen des 
§ 6
- ohne Zustimmung der WBD-AöR eine

private Grundstücksentwässerungsan-
lage in Betrieb nimmt und betreibt,

- seiner/ihrer Anzeigepflicht nicht nach-
kommt,

- auf seinem/ihrem Grundstück anfal-
lendes Niederschlagswasser als
Brauchwasser auffängt, ohne dies der
WBD-AöR angezeigt zu haben,

- ohne die erforderliche vorherige Ab-
nahme Abwasser einleitet,

- Anordnungen von Beauftragten der
WBD-AöR nicht befolgt oder

- die für die Aufgabenerledigung erfor-
derlichen Auskünfte nicht erteilt,

c) entgegen den Bestimmungen des 
§ 6 Abs. 6 die WBD-AöR nicht vom
Abbruch eines mit einem Anschluss
versehenen Gebäudes unterrichtet,

 532

d) entgegen § 6 a Abs. 1 Abwasser-
leitungen bei deren Errichtung oder
Änderung unmittelbar bzw. bestehen-
de unveränderte Abwasserlei-
tungen bis zum 31.12.2015 nicht auf
Dichtheit prüfen lässt,

e) entgegen § 6 a Abs. 2 bestehende
Abwasserleitungen in Wasserschutzge-
bieten nicht bis zum 31.12.2010 auf
Dichtheit prüfen lässt,

f) entgegen den Bestimmungen des 
§ 6 a Abs. 9 die Fristen für eine 
Sanierung von schadhaften Grund-
stücksentwässerungsanlagen nicht ein-
hält,

g) entgegen den Bestimmungen des 
§ 7 Abs. 2 sich ohne Zustimmung der
WBD-AöR Zutritt zu den öffentlichen
Abwasseranlagen verschafft oder an
diesen arbeitet,

h) entgegen den Bestimmungen des 
§ 8 Abs. 5 - 7 die rückstaufreie 
Einleitung nicht sicherstellt,

i) entgegen den Bestimmungen des 
§ 8 Abs. 8 die Grundstücksentwässe-
rungsanlagen nicht in ordnungs-
gemäßem und betriebsfähigem 
Zustand erhält,

j) entgegen den Bestimmungen des § 9
Abs. 2 Abwässer dem Straßenraum zu-
leitet,

k) entgegen den Bestimmungen des 
§ 12 Abs. 1 die Herstellung, Erneue-
rung, Veränderung, Beseitigung und
Unterhaltung der Anschlusskanäle
durchführt, ohne dass die WBD-AöR
dies ausnahmsweise zugelassen hat,

l) entgegen den Bestimmungen des 
§ 13 Abs. 2 Schmutz- und Nieder-
schlagswasser nicht den dafür be-
stimmten Kanälen zuführt,

m) entgegen § 14 Abs. 1 das auf dem
Grundstück anfallende Abwasser nicht
oder nicht vollständig in die öffent-
lichen Abwasseranlagen einleitet,

n) entgegen den Bestimmungen des 
§ 14 Abs. 2 einen Fehlanschluss nicht
unverzüglich beseitigt,

o) entgegen den Bestimmungen des 
§ 14 Abs. 3 private Grundstücksent-
wässerungsanlagen, die nicht mehr er-
forderlich sind, nicht außer Betrieb
setzt und das Abwasser nicht vollstän-
dig der öffentlichen Abwasseranlage
zuführt,

p) entgegen den Bestimmungen des 
§ 16 Abs. 1 - 4 Abwasser in die 
öffentlichen Abwasseranlagen einleitet, 

q) entgegen den Bestimmungen des 
§ 16 Abs. 6 die dort genannten Einlei-
tungen der WBD-AöR nicht unverzüg-
lich anzeigt,

r) entgegen den Bestimmungen des 
§ 17 Abs. 1 und 2 keine geeigneten
Maßnahmen zur Verbesserung der Ab-
wasserqualität oder zur Regulierung
der Einleitungsmenge errichtet, betreibt
und unterhält,

s) entgegen den Bestimmungen des 
§ 18 Abs. 1 keine Auskunft über Art
und Menge des eingeleiteten Abwas-
sers gibt und Änderungen nicht
meldet,

t) entgegen den Bestimmungen des 
§ 18 Abs. 3 auf Verlangen der WBD-
AöR keine Probenahmeschächte, 
Messeinrichtungen und Probenahme-
geräte einbaut,

u) entgegen den Bestimmungen des 
§ 18 Abs. 5 eine Überprüfung des Ab-
wassers oder der auf dem Grundstück
befindlichen Abwasseranlagen ein-
schließlich der Vorbehandlungsanlage
nicht duldet oder nicht ermöglicht,

v) entgegen den Bestimmungen des 
§ 19 trotz Aufforderung keine/n 
Betriebsbeauftragte/n benennt oder
diese/r seinen/ihren Verpflichtungen
nicht nachkommt,

w) entgegen den Bestimmungen des 
§ 22 Stoffe einleitet, die von der Ent-
sorgung ausgeschlossen sind,
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x) entgegen den Bestimmungen des 
§ 23 Abs. 1 die Entsorgung seiner
Kleinkläranlage oder abflusslosen
Grube nicht ausschließlich durch die 
WBD-AöR zulässt,

y) entgegen den Bestimmungen in 
§ 24 Abs. 1 - 4 Kleinkläranlagen oder
abflusslose Gruben baut, betreibt oder
unterhält oder entgegen § 24 Abs. 5
einer Aufforderung zur Beseitigung
der Mängel nicht nachkommt,

z) entgegen § 25 Abs. 1 - 3 die Ent-
leerung nicht rechtzeitig beantragt
oder entgegen § 25 Abs. 4 und 5 die
Kleinkläranlage oder abflusslose Grube
nicht zugänglich macht, die Zufahrt
nicht gewährleistet oder die Kleinklär-
anlage oder abflusslose Grube nicht
ordnungsgemäß wieder in Betrieb
nimmt.

VII. Die „Anlage zu § 16 Abs. 3 der 
Satzung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg – Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Abwasserbeseitigung in der
Stadt Duisburg“ erhält die in der 
Anlage dargestellte Fassung.

Artikel 2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2012 in
Kraft. 

Vorstehende 4. Änderung der Satzung der
Wirtschaftsbetriebe Duisburg – Anstalt des
öffentlichen Rechts über die Abwasserbe-
seitigung in der Stadt Duisburg (Abwas-
serbeseitigungssatzung) wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) beim Zustandekommen dieser Sat-
zung kann gem. §§ 7 Abs. 6 Satz 1, 114a
Abs. 3 Gemeindeordnung NRW nach Ab-
lauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Vorsitzende des Verwaltungsrates
der Wirtschaftsbetriebe Duisburg - 
Anstalt des öffentlichen Rechts hat
den Beschluss des Verwaltungsrates
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber den Wirtschaftsbetrieben
Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Duisburg, den 14. Dezember 2011

Dr. Greulich
Vorsitzender des Verwaltungsrates

Patermann
Vorstand

Auskunft erteilt:
Frau Lorsche
Tel.-Nr.: 0203/283-3949
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Anlage zu § 16 Abs. 3 der Abwasserbeseitigungssatzung der Wirtschaftsbetriebe Duisburg - AöR* 
 
Allgemeine Grenzwerte für Einleitungen nicht-häuslichen Abwassers und deren Untersuchungsverfahren: 
Die Probenahme wird nach DIN 38402-11 (Ausgabe Februar 2009) durchgeführt. Die Stichprobe wird – nach § 2 Nr. 
1 der Abwasserverordnung - als einmalige Probenahme aus einem Abwasserstrom definiert. 
Die Vorbehandlung, Homogenisierung und Teilung heterogener Wasserproben wird nach DIN 38402-30 (Ausgabe 
Juli 1998) durchgeführt. 
 

Parameter 
 

Grenzwert Verfahren Ausgabe 

1) Allgemeine Parameter 
 
a) Temperatur höchstens 35 

Grad Celsius 
DIN 38404-4  Dezember 1976 

b) pH-Wert wenigstens 6,5  
höchstens 10,0 

DIN 38404-5 Juli 2009 

c) Absetzbare Stoffe nicht begrenzt DIN 38409-9 Juli 1980 
 soweit eine Schlammabscheidung wegen der ordnungsgemäßen Funktionsweise 

der öffentlichen Abwasseranlage erforderlich ist, kann eine Begrenzung im Be-
reich von 1-10 ml/l nach 0,5 Stunden Absetzzeit, in besonderen Fällen auch 
darunter, erfolgen. 

2) Organische Verbindungen 
 
a) Schwerflüchtige lipophile 
Stoffe 

300 mg/l DIN 38409-56 Juni 2009 

b) Kohlenwasserstoffindex ge-
samt 

100 mg/l DIN EN ISO 9377-2 Juli 2001 

c) Adsorbierbare organische 
Halogenverbindungen (AOX) 

1 mg/l DIN EN ISO 9562 Februar 2005 

d) Leichtflüchtige halogenierte 
Kohlenwasserstoffe (LHKW) als 
Summe aus 1,1,1-Trichlorethan, 
Dichlormethan, Trichlorethen, 
Tetrachlorethen und Trichlor-
methan, gerechnet als Chlor 

0,5 mg/l DIN EN ISO 10301 August 1997 

e) Phenolindex, wasserdampf-
flüchtig 

100 mg/l DIN 38409-16-2 Juni 1984 

3) Metalle und Metalloide 
 

a) Antimon (Sb) 
 

0,5 mg/l DIN EN ISO 11885 September 2009 

b) Arsen (As) 
 

0,5 mg/l DIN EN ISO 11969 November 1996 

c) Barium (Ba) 
 

5,0 mg/l DIN EN ISO 11885 September 2009 

d) Blei (Pb) 
 

1,0 mg/l DIN EN ISO 11885 September 2009 

e) Cadmium (Cd) 
 

0,5 mg/l DIN EN ISO 11885 September 2009 

f) Chrom (Cr) 
 

1,0 mg/l DIN EN ISO 11885 September 2009 

g) Chrom-VI (Cr) 
 

0,2 mg/l DIN 38405-24 Mai 1987 
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Parameter 
 

Grenzwert Verfahren Ausgabe 

h) Kobalt (Co) 
 

2,0 mg/l DIN EN ISO 11885 September 2009 

i) Kupfer (Cu) 
 

1,0 mg/l DIN EN ISO 11885 September 2009 

j) Nickel (Ni) 
 

1,0 mg/l DIN EN ISO 11885 September 2009 

k) Selen (Se) 
 

2,0 mg/l DIN 38405-23-2 Oktober 1994 

l) Silber (Ag) 
 

1,0 mg/l DIN EN ISO 11885 September 2009 

m) Quecksilber (Hg) 
 

0,1 mg/l DIN EN 1483 Juli 2007 

n) Zinn (Sn) 
 

5,0 mg/l DIN EN ISO 11885 September 2009 

o) Zink (Zn) 
 

5,0 mg/l DIN EN ISO 11885 September 2009 

Aluminium und Eisen keine Begrenzung, soweit keine Schwierigkeiten bei der Abwassereinleitung oder -reinigung 
auftreten (siehe 1c) 

4) weitere anorganische Stoffe 
 

a) Ammoniumstickstoff  
(NH4 –N + NH3) 

200 mg/l DIN EN ISO 11732 Mai 2005 

b) Nitritstickstoff  
(NO2–N) 

10  mg/l DIN EN 26777 April 1993 

c) Cyanid (CN) 
gesamt 

20 mg/l DIN 38405-13-1 April 2011 

d) Cyanid (CN) 
leicht freisetzbar 

1,0 mg/l DIN 38405-13-2 April 2011 

e) Sulfat (SO4 ) 
 

600 mg/l DIN EN ISO 10304-1 Juli 2009 

f) Sulfid (S) 
leicht freisetzbar 

2,0 mg/l DIN 38405-27 Juli 1992 

g) Fluorid (F) 
gelöst 

50 mg/l DIN 38405-4 Juli 1985 

h) Phosphor (P) 
gesamt 

50 mg/l DIN EN ISO 6878  September 2004 

 
*Bezugsquelle für die DIN-Normen: Beuth Verlag GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin, Telefon 030 2601-0, Telefax 030 2601-1260, Inter-
net: http://www.beuth.de 
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Bekanntmachung der 4. Änderung der
Satzung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Erhebung von Abwasserbe-
seitigungsgebühren, Abwasserabga-
bengebühren, Entgelten für die Ab-
fuhr von Schlamm und Abwasser aus
privaten Abwasserbehandlungsanla-
gen sowie über den Kostenersatz für
die Herstellung von Grundstücksan-
schlüssen in der Stadt Duisburg
(Abwassergebührensatzung) vom 
14. Dezember 2011 

Der Verwaltungsrat der Wirtschaftsbetrie-
be Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts (WBD-AöR) hat in seiner Sitzung
am 14. Dezember 2011 auf Grundlage
der vorgelegten Gebührenbedarfsberech-
nung die folgende Änderungssatzung
beschlossen. 

Diese Satzung beruht auf:

- §§ 7, 9 und 114 a der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 270, 271),
in Verbindung mit der Unternehmens-
satzung der Stadt Duisburg über die
Anstalt des öffentlichen Rechts Wirt-
schaftsbetriebe Duisburg vom 
12. Dezember 2006 (Amtsblatt für die
Stadt Duisburg Nr. 63 vom 29. Dezem-
ber 2006, S. 493 - 498), zuletzt geän-
dert durch die 4. Änderung der Unter-
nehmenssatzung vom 8. Oktober 2010
(Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 41
vom 29.10.2010, S. 407 - 408); 

- §§ 1 und 9 Abs. 1 – 3 des Gesetzes
über Abgaben für das Einleiten von 
Abwasser in Gewässer (Abwasser-
abgabengesetz) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Januar 2005
(BGBl. I S. 114), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 11. August
2010 (BGBl. I S. 1163);

- §§ 64 und 65 des Wassergesetzes für
das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
wassergesetz – LWG NRW) in der 
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Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 926), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Ge-
setzes vom 16. März 2010 (GV. NRW. 
S. 185 ff.);

- §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommu-
nalabgabengesetzes (KAG) für das Land
Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober
1969 (GV. NRW. 1969 S. 712), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 30. Juni
2009 (GV. NRW. S. 394). 

Artikel 1

Die Satzung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Erhebung von Abwasserbeseiti-
gungsgebühren, Abwasserabgabengebüh-
ren, Entgelten für die Abfuhr von
Schlamm und Abwasser aus privaten Ab-
wasserbehandlungsanlagen sowie über
den Kostenersatz für die Herstellung von
Grundstücksanschlüssen (Abwassergebüh-
rensatzung) vom 18. Dezember 2007 (ver-
öffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Duis-
burg Nr. 52/2007, S. 464 - 468), zuletzt
geändert durch die 3. Änderung der Sat-
zung über die Erhebung von Abwasserbe-
seitigungsgebühren, Abwasserabgabenge-
bühren, Entgelten für die Abfuhr von
Schlamm und Abwasser aus privaten Ab-
wasserbehandlungsanlagen sowie über
den Kostenersatz für die Herstellung von
Grundstücksanschlüssen vom 08. Dezem-
ber 2010 (veröffentlicht im Amtsblatt für
die Stadt Duisburg Nr. 48 vom 31. Dezem-
ber 2010, S. 576 – 580), wird wie folgt
geändert:

I. § 6 erhält folgende Fassung:

(1) Veranlagungszeitraum ist das Kalen-
derjahr.

(2) Sofern der für die Ermittlung der
Schmutzwassermenge maßgebliche 
Frischwasserverbrauch nicht zum Ende
eines jeden Kalenderjahres abgelesen
wird, werden die für den Zeitraum
zwischen zwei Ableseterminen (Ablese-
zeitraum) ermittelten Verbrauchsmen-
gen auf die vom Ablesezeitraum 
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erfassten Kalenderjahre verteilt. Dabei
wird, sofern keine Änderung nachge-
wiesen wird, von einem gleichmäßigen
Frischwasserverbrauch über den ge-
samten Zeitraum ausgegangen und der
Gebührensatz des jeweiligen Veranla-
gungsjahres mit dem anteilig auf dieses
Jahr entfallenden Frischwasserbezug
multipliziert. Dies gilt auch dann, wenn
die Gebührenpflicht zwischen den 
Ableseterminen beginnt oder endet.

(3) Die Schmutzwassergebühr wird 
einen Monat nach Zugang des Be-
scheides fällig.

(4) Gleichzeitig mit der Festsetzung der
Schmutzwassergebühren werden für
den verbleibenden Anteil des laufenden
Veranlagungszeitraums monatliche oder
zweimonatliche Vorauszahlungen fest-
gesetzt. Diese gelten für folgende Ver-
anlagungszeiträume fort, sofern kein
anderweitiger Bescheid ergeht. Die Fest-
setzung der Vorauszahlungen erfolgt
auf der Grundlage des gebührenpflichti-
gen Frischwasserbezuges während des
letzten Ablesezeitraums. Die Vorauszah-
lungen werden zu den im Bescheid an-
gegebenen Terminen fällig. Bei einem
Neuanschluss erfolgt die Festsetzung
der Vorauszahlungen anhand einer
Schätzung.

(5) Die Vorauszahlungen auf die
Schmutzwassergebühren werden
zu den im Bescheid angegebenen
Terminen fällig. 

Sofern 
1. der/die Gebührenpflichtige von 
einem Abwasserverband zu Verbands-
lasten oder Abgaben für die Abwasser-
reinigung herangezogen wird und/oder,
2. der/die Gebührenpflichtige seine/ihre
Wassermenge nicht oder nicht aus-
schließlich von der Stadtwerke Duisburg
AG bezieht und/oder,
3. die Differenz zwischen dem jähr-
lichen Wasserbezug und der in die 
öffentliche Abwasseranlage eingeleite-
ten Abwassermenge mehr als 30 %
oder 2500 cbm beträgt und/oder, 
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4. der/die Gebührenpflichtige Abwasser
direkt in die Abwasseranlagen eines Ab-
wasserverbandes einleitet, ohne selbst
von diesem zu Verbandslasten herange-
zogen zu werden,

werden die Vorauszahlungen erst einen
Monat nach Zugang des Bescheides, 
frühestens aber zum 01.07 des laufen-
den Jahres fällig.

(6) Die Niederschlagswassergebühr wird
mit einem Jahresgebührenbescheid fest-
gesetzt und ist am 15.2., 15.5., 15.8.
und 15.11. eines jeden Jahres für das je-
weils laufende Kalendervierteljahr zu
zahlen. Auf Antrag des/der Gebühren-
pflichtigen kann die Gebühr abwei-
chend von Satz 1 am 1.7. eines jeden
Jahres in einem Jahresbetrag entrichtet
werden, sofern der Antrag bis zum
30.9. des vorhergehenden Kalenderjah-
res gestellt wurde. Die beantragte Zah-
lungsweise bleibt so lange maßgebend,
bis ihre Änderung beantragt wird. Die
Änderung ist spätestens bis zum 30.9.
des vorhergehenden Kalenderjahres zu
beantragen.

II. § 8 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

(3) Die Regelungen des Abs. 1 und 
Abs. 2 gelten entsprechend für die Ent-
sorgung, Wartung, Überprüfung und
die Sanierung der Kleinkläranlagen auf
folgenden Flurstücken: 
Gemarkung: Flur: Flurstück:
Duisburg 6 115
Duisburg 6 117
Duisburg 6 114
Duisburg 15 65
Ruhrort 74 18
Ruhrort 74 19
Ruhrort 74 22
Bei Fortschreibung der Flurstücke gelten
die Nachfolgerflurstücke entsprechend.
Für die Wartungen und Überprüfungen
dieser Anlagen werden Entgelte erho-
ben, deren Höhe sich nach der Entgelt-
ordnung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg – Anstalt des öffentlichen Rechts
in der jeweils gültigen Fassung richtet.
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Artikel 2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2012
in Kraft. 

Vorstehende 4. Änderung der Satzung der
Wirtschaftsbetriebe Duisburg – Anstalt
des öffentlichen Rechts über die Erhebung
von Abwasserbeseitigungsgebühren, Ab-
wasserabgabengebühren, Entgelten für
die Abfuhr von Schlamm und Abwasser
aus privaten Abwasserbehandlungsanla-
gen sowie über den Kostenersatz für die
Herstellung von Grundstücksanschlüssen
in der Stadt Duisburg (Abwassergebühren-
satzung) wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) beim Zustandekommen dieser Sat-
zung kann gem. §§ 7 Abs. 6 Satz 1, 114a
Abs. 3 Gemeindeordnung NRW nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den,

c) der Vorsitzende des Verwaltungsrates
der Wirtschaftsbetriebe Duisburg -
Anstalt des öffentlichen Rechts hat
den Beschluss des Verwaltungsrates
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber den Wirtschaftsbetrieben
Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Duisburg, den 14. Dezember 2011

Dr. Greulich
Vorsitzender des Verwaltungsrates

Patermann
Vorstand

Auskunft erteilt:
Frau Lorsche
Tel.-Nr.: 0203/283-3949

Bekanntmachung der 5. Änderung der
Satzung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Straßenreinigung und die Er-
hebung von Straßenreinigungsgebüh-
ren in der Stadt Duisburg (Straßen-
reinigungs- und Gebührensatzung)
vom 14. Dezember 2011

Der Verwaltungsrat der Wirtschaftsbetrie-
be Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts (WBD-AöR) hat in seiner Sitzung
am 14. Dezember 2011 auf der Grund-
lage der vorgelegten Gebührenbedarfsbe-
rechnung die folgende Änderungssatzung
beschlossen.

Diese Satzung beruht auf:

- §§ 7 und 114a der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2011
(GV. NRW. S. 270, 271), in Verbindung
mit der Unternehmenssatzung der Stadt
Duisburg über die Anstalt des öffentlichen
Rechts Wirtschaftsbetriebe Duisburg vom
12. Dezember 2006 (Amtsblatt für die
Stadt Duisburg Nr. 63 vom 29. Dezember
2006, S. 493 - 498), zuletzt geändert
durch die 4. Änderung der Unterneh-
menssatzung vom 8. Oktober 2010
(Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 41
vom 29. Oktober 2010, S. 407 - 408);



II.
§ 3 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

Die Winterwartung der Fahrbahnen ob-
liegt in Reinigungsklasse A den
Anlieger(n)/innen, sofern sich aus dem
Winterdienstverzeichnis nicht ausnahms-
weise etwas anderes ergibt.

III.
§ 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

An Haltestellen für öffentliche Verkehrs-
mittel und Schulbusse müssen die Geh-
wege so von Schnee freigehalten und bei
Glätte bestreut werden, dass ein gefahr-
loser Zu- und Abgang zu den Haltestellen-
einrichtungen gewährleistet ist. Liegt 
zwischen Gehweg und Fahrbahn ein Rad-
weg, so ist für den Zu- und Abgang der
Busbenutzer ein entsprechender Übergang
über den Radweg zu schaffen.

IV.
§ 7 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

Maßstab für die Benutzungsgebühr sind

- die Längen der den jeweiligen gereinig-
ten Straßen bzw. der jeweiligen gereinig-
ten Straße zugewandten Grundstückssei-
ten (Berechnungsmeter) und,

- die Reinigungsklasse und Winterdienst-
stufe der Straße.

V.
§ 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

Die Straßenreinigungsgebührensätze wer-
den nach Reinigungsklassen unterschied-
lich festgesetzt. Sie betragen je Meter
Grundstücksseite und Jahr in Klasse:

B 3,00 €
C 5,68 €
D 6,04 €
E 9,60 €
F 17,92 €
F1 9,00 €
G 25,40 €
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- §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reini-
gung öffentlicher Straßen (Straßen-
reinigungsgesetz NRW) vom 
18. Dezember 1975 (GV. NW. S. 706), be-
richtigt (GV. NW. 1976 S. 12), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009
(GV. NRW. S. 390);

- §§ 4 und 6 des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein-West-
falen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV.
NW. S. 712), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW S. 394).

Artikel 1

Die Satzung der Wirtschaftsbetriebe Duis-
burg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Straßenreinigung und die Erhe-
bung von Straßenreinigungsgebühren in
der Stadt Duisburg (Straßenreinigungs-
und Gebührensatzung) vom 18. Dezember
2007 (veröffentlicht im Amtsblatt für die
Stadt Duisburg Nr. 52 vom 31. Dezember
2007, S. 502 - 552), zuletzt geändert
durch die 4. Änderung der Straßenreini-
gungs- und Gebührensatzung vom 7. Juli
2011 (veröffentlicht im Amtsblatt für die
Stadt Duisburg Nr. 29 vom 29. Juli 2011,
S. 247, berichtigt im Amtsblatt für die
Stadt Duisburg Nr. 30 vom 15. August
2011, S. 267 - 268), wird wie folgt ge-
ändert:

I.
§ 1 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

Gehwege im Sinne dieser Satzung sind
alle selbstständigen Gehwege sowie alle
Straßenteile, die erkennbar von der Fahr-
bahn abgesetzt sind und deren Benutzung
durch Fußgänger/innen vorgesehen oder
geboten ist, des Weiteren
- die gemeinsamen Fuß- und Radwege
(Zeichen 240 StVO),
- Gehbahnen in 1,50 m Breite ab begeh-
barem Straßenrand, insbesondere in 
verkehrsberuhigten Bereichen (Zeichen
325.1/325.2 StVO) und Fußgängerbe-
reichen (Zeichen 242.1/242.2 StVO) und
- Grünstreifen und Bepflanzungen 
zwischen Fahrbahn und Gehweg.
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G1 12,00 €
H 3,56 €
I 8,92 €

Für die Winterwartung werden zusätzliche
Gebühren erhoben. Die Gebührensätze
werden nach Winterdienststufen unter-
schiedlich festgesetzt. Sie betragen je Me-
ter Grundstücksseite und Jahr in Stufe:

1 1,84 €
2 0,92 €
3 0,28 €

VI.
§ 11 Satz 2 wird neu eingefügt:

Ein Wechsel des/der Gebührenpflichtigen
ist der WBD-AöR von dem/der bisherigen
und dem/der neuen Gebührenpflichtigen
unverzüglich anzuzeigen.

VII.
§ 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

- die ihm/ihr gemäß den Bestimmungen
der §§ 2 und 3 in Verbindung mit dem
Straßenreinigungsverzeichnis übertrage-
nen und im § 4 im Einzelnen bestimmten
Reinigungspflichten einschließlich der
Winterwartungspflichten nicht erfüllt,

- nicht gemäß der Bestimmung des § 4
Abs. 1 unverzüglich nach Beendigung der
Reinigung den Kehricht und sonstigen Un-
rat nach Maßgabe der Abfallentsorgungs-
satzung entfernt,

- entgegen der Bestimmung des § 4 
Abs. 4 Einläufe in Entwässerungsanlagen
oder Hydranten nicht von Eis und Schnee
frei hält,

- entgegen der Bestimmung des § 4 
Abs. 4 Schnee und Eis von Grundstücken
auf Gehwege oder Fahrbahnen schafft,

- entgegen der Bestimmung des § 4 
Abs. 4 Gehwege, Baumscheiben oder be-
grünte Flächen mit Salz und anderen Auf-
taumitteln bestreut,
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- entgegen der Bestimmung des § 4 
Abs. 6 auf Gehwegen und Fahrbahnen
aufgebrachte Streumittel nicht unverzüg-
lich nach Beendigung der Schnee- und
Eisglätte beseitigt,

- entgegen der Bestimmung des § 11
dem/der Beauftragten der WBD-AöR nicht
die erforderlichen Auskünfte für die Er-
rechnung der Gebühren erteilt,

- entgegen der Bestimmung des § 11
nicht zulässt, dass der/die Beauftragte der
WBD-AöR das Grundstück betritt, um die
Bemessungsgrundlagen festzustellen oder
zu überprüfen,

- entgegen der Bestimmung des § 11 
einen Wechsel des/der Gebührenpflich-
tigen nicht unverzüglich anzeigt.

VIII. 
Das Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage
zu § 3 Abs. 1) und das Winterdienstver-
zeichnis (Anlage zu § 3 Abs. 4) werden
wie folgt geändert:

Straßen- Straße / Reinigungs-
schlüssel Abschnitt klasse          

Stadtbezirk – Walsum - 91

8296 Lukasstr. B

8203 Am Gerrikshof
außer nördliche Stichwege B

8203 Am Gerrikshof
nördliche Stichwege A

8621 Dr.-Hans-Böckler-Str.
von Schillerstr. bis Ende außer
nördliche Stichwege und Stichstr.
zur Jupiterstr. D

8621 Dr.-Hans-Böckler-Str.
nördliche Stichwege außer
Stichweg zwischen Nr. 67 u. 81a
und Stichstr. zur Jupiterstr. A
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Straßen- Straße / Reinigungs-
schlüssel Abschnitt klasse          

Stadtbezirk – Hamborn - 92

2927 Bochumer Weg A

1866 Kaiser-Friedrich-Str.
von Holtener Str./Adamstr.
bis Ende außer Sackgasse 
zu Nr. 379, 387 u. 393a D

1866 Kaiser-Friedrich-Str.
Sackgasse zu Nr. 379, 387 u. 393a A

2454 Siemensstr. entfällt

Stadtbezirk – Meiderich-Beeck - 93

1587 Gerrickstr.
außer Sackgasse zu Nr. 41a - 43a E

1699 Heckershof B

1777 Hubertusstr. B

2150 Nattenbergshof B

2194 Obermeidericher Str.
außer Stichweg zwischen Nr. 135 u. 137 E

2506 Stöckenstr.
von Anfang bis Wendehammer A

2506 Stöckenstr.
von Wendehammer bis Ende B

Stadtbezirk – Homberg-Ruhrort-Baerl - 94

5019 Baumstr. B

9024 Elisenstr. 
außer Stichweg neben Nr. 37 B

5071 Hanielstr. 
-HO- B

5081 Hunsrückweg
Abzweigung zu Nr. 2 - 10 A
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Straßen- Straße / Reinigungs-
schlüssel Abschnitt klasse          

5098 Kirchstr. 
von Anfang bis Fichtenstr. 
einschließlich Sackgasse zu Nr. 28d bis 30c B

5098 Kirchstr. 
von Fichtenstr. bis Ende außer
Sackgasse zu Nr. 122 - 138 D

5098 Kirchstr. 
Sackgasse zu Nr. 122 - 138 B

5187 Odenwaldstr. 
außer Stichweg zu Nr. 2 - 8 B

5187 Odenwaldstr. 
Stichweg zu Nr. 2 - 8 A

Stadtbezirk – Mitte - 95

1701 Hedwigstr. 
von Anfang bis Nr. 32 außer
Sackgasse zu Nr. 35 E

1701 Hedwigstr. 
Sackgasse zu Nr. 35 A

1701 Hedwigstr. 
von Nr. 34 bis Ende A

1702 Heerstr.
von Anfang bis Friedenstr. F

1702 Heerstr. 
von Friedenstr. bis Musfeldstr. G

1702 Heerstr. 
von Musfeldstr. bis Ende
außer Sackgasse zu Nr. 306 - 339 F

1702 Heerstr. 
Sackgasse zu Nr. 306 - 339 E

1941 Königgrätzer Str.
außer Abzweigung zu Nr. 59 - 79 E

1941 Königgrätzer Str.
Abzweigung zu Nr. 59 - 79 B

2427 Schultestr. B

2500 Sternstr. 
von Anfang bis Lintorfer Str. B

2500 Sternstr. 
von Wedauer Str. bis Ende
einschließlich Abzweigung bis 
Wendehammer B

2500 Sternstr. 
von Wendehammer bis Nr. 126 A
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Straßen- Straße / Reinigungs-
schlüssel Abschnitt klasse          

Stadtbezirk – Rheinhausen – 96

6714 Osloer Str. D

6018 Volkram-Anton-Scharf-Weg A

6091 Auf dem Pickert
außer Stichstraßen B

6091 Auf dem Pickert
Stichstr. zu Nr. 1, 1a, 2 u. 6 A

7154 Bogenstr. 
-RK- A

7031 Düsseldorfer Str. 
außer Nebenfahrbahn vor 
Nr. 10 - 28a D

7031 Düsseldorfer Str. 
Nebenfahrbahn vor Nr. 10 - 28a A

6532 Julius-Leber-Str.
von Geschwister-Scholl-Str. bis Ende A

6608 Lessingstr. 
außer Stichwege D

6608 Lessingstr. 
Stichwege A

6730 Paschacker
von Anfang bis Lutherstr. A

6730 Paschacker
von Lutherstr. bis Ende B

7950 Wagnerstr.
außer Verbindungsweg zu
An den Siffen und Stichweg zu Nr. 6 B

6981 Winkelhauser Str.
Stichwege A
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Straßen- Straße / Reinigungs-
schlüssel Abschnitt klasse          

Stadtbezirk – Süd - 97

1079 Am Grünen Hang
von Goslarer Str. bis
Am Finkenacker einschließlich
Verbindungswege A

1079 Am Grünen Hang
von Am Finkenacker bis Ende
außer Verbindungswege B

1079 Am Grünen Hang
Verbindungswege von 
Am Finkenacker bis Ende A

1120 Am Rahmer Bach
außer Abzweigungen zu Nr. 4
und zu Nr. 26 - 32 B

1120 Am Rahmer Bach
Abzweigungen zu Nr. 4 und zu Nr. 26 - 32 A

1179 Angermunder Str.
von Anfang bis zur Brücke der B 288 
außer Verbindung zu An der Huf D

1179 Angermunder Str.
Verbindung zu An der Huf B

1266 Bissingheimer Str.
von Wedauer Brücke bis Vor dem Tore
außer Nebenfahrbahn B

1266 Bissingheimer Str.
Nebenfahrbahn A

1353 Clausthaler Str.
außer Stichwege B

1353 Clausthaler Str.
Stichwege zu den geraden Hausnummern A

1421 Düsseldorfer Landstr.
von Forststr. bis Sittardsberger Allee 
außer Stichstraßen neben Nr. 161 u. 162 F

1690 Harzburger Str.
außer Verbindungswege B

1690 Harzburger Str.
Verbindungswege A

2889 Im Huckinger Kamp
von Anfang bis Im Alten Bruch B
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Straßen- Straße / Reinigungs-
schlüssel Abschnitt klasse          

2138 Mündelheimer Str.
von Kaiserswerther Str. bis Ende
außer Stichweg neben Nr. 181 E

2138 Mündelheimer Str.
Stichweg neben Nr. 181 A

2185 Nordhäuser Str.
außer Stichwege B

2185 Nordhäuser Str.
Stichwege vor Nr. 20 - 24
und zwischen Nr. 8 u. 14 A

2369 Sandmüllersweg
außer Verbindungsweg zu
Am Finkenacker und Stichwege B

2369 Sandmüllersweg
Stichwege von Am Grünen Hang
bis Blankenburger Str. A

2369 Sandmüllersweg
Verbindungsweg zu Am Finkenacker A

2459 Sittardsberger Allee
von Anfang bis Lindenstr. E

2459 Sittardsberger Allee
von Lindenstr. bis Ende D

2759 Zur Dieplade
außer Verbindungswege B

2759 Zur Dieplade
Verbindungswege außer
zwischen Nr. 12 u. 22 A

Straßen- Straße / Winter-
schlüssel Abschnitt dienststufe         

Stadtbezirk – Walsum - 91

8621 Dr.-Hans-Böckler-Str.
außer nördliche Stichwege
und Stichstr. zur Jupiterstr. 1

8622 Dr.-Wilhelm-Roelen-Str.
außer Stichstraßen und 
Nebenfahrbahn 
von Am Driesenbusch bis 
Bollwerksweg 1
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Straßen- Straße / Winter-
schlüssel Abschnitt dienststufe          

Stadtbezirk – Hamborn - 92

1848 Jägerstr. 
von Anfang bis Buschstr. 1

1866 Kaiser-Friedrich-Str.
außer Sackgasse zu Nr. 379, 
387 u. 393a 1

Stadtbezirk – Meiderich-Beeck - 93

1023 Albrechtstr.
von Anfang bis Gartroper Str. 1

1565 Gartroper Str.
von Anfang bis Albrechtstr. 1

2173 Niebuhrstr.
von Anfang bis Albrechtstr. 1

2173 Niebuhrstr.
von Albrechtstr. bis Ende 2

Stadtbezirk – Homberg-Ruhrort-Baerl - 94

5019 Baumstr. 
von Moerser Str. bis einschließlich
Abzweigung zu Nr. 20 1

5019 Baumstr. 
von Abzweigung bis Nr. 26 2

9024 Elisenstr. 
außer Stichweg neben Nr. 37 2

5106 Lauerstr.
außer Ortsfahrbahn und Stichwege 1

9074 Schulstr. 
-HB- 1

Stadtbezirk – Mitte - 95

1324 Buchholzstr. 2

1941 Königgrätzer Str.
außer Abzweigung zu Nr. 59 - 79 2
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Straßen- Straße / Winter-
schlüssel Abschnitt dienststufe          

Stadtbezirk – Rheinhausen – 96

6714 Osloer Str. 1

6044 Am Stellwerk 1

6199 Dahlingstr.
außer Sackgassen und
Abzweigung zu Nr. 5 - 13 1

7031 Düsseldorfer Str. 
außer Nebenfahrbahn 
vor Nr. 10 - 28a 1

6608 Lessingstr. 
außer Stichwege 1

Stadtbezirk – Süd - 97

1099 Am Klapptor
von Am Lindentor bis Breitenkamp 1

1005 Ackerstr. 
bis einschließlich Nr. 7 außer
Abzweigung zu Nr. 5 1

1079 Am Grünen Hang
von Am Ungelsheimer Graben
bis Osteroder Str. 1

1086 Am Heidberg
von Anfang bis Lauterberger Str. 1

1166 An der Huf 2

1179 Angermunder Str.
außer Verbindung zu An der Huf
und Sackgasse zu Nr. 290 - 302 1

1179 Angermunder Str.
Verbindung zu An der Huf 2

1266 Bissingheimer Str.
von Wedauer Brücke bis Vor dem
Tore außer Nebenfahrbahn 1

2282 Raiffeisenstr.
von Im Ährenfeld bis Ende
außer Verbindungswege zur
Düsseldorfer Landstr. und zu Nr. 187 - 199 2
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Artikel 2

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2012
in Kraft.

Vorstehende 5. Änderung der Satzung
der Wirtschaftsbetriebe Duisburg - Anstalt
des öffentlichen Rechts über die Straßen-
reinigung und die Erhebung von Straßen-
reinigungsgebühren in der Stadt Duisburg
(Straßenreinigungs- und Gebührensat-
zung) wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) beim Zustandekommen dieser Sat-
zung kann gem. §§ 7 Abs. 6 Satz 1, 114a
Abs. 3 Gemeindeordnung NRW nach Ab-
lauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Vorsitzende des Verwaltungsrates
der Wirtschaftsbetriebe Duisburg – 
Anstalt des öffentlichen Rechts hat
den Beschluss des Verwaltungsrates
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber den Wirtschaftsbetrieben
Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Duisburg, den 14. Dezember 2011

Dr. Greulich
Vorsitzender des Verwaltungsrates

Patermann
Vorstand
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Auskunft erteilt:
Herr Dunkel
Tel.-Nr.: 0203/283-7980

Bekanntmachung der 4. Änderung
der Entgeltordnung der Wirtschafts-
betriebe Duisburg - Anstalt des
öffentlichen Rechts (WBD – AöR) für
besondere Dienstleistungen vom
14. Dezember 2011 

Der Verwaltungsrat der WBD–AöR hat
in seiner Sitzung am 15. November
2011 die folgende Änderung der Ent-
geltordnung beschlossen.

Die Entgeltordnung beruht auf § 41 
Abs. 1 Satz 2 Buchstabe i) der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24.05.2011 (GV. NRW. 
S. 270, 271), in Verbindung mit der
Unternehmenssatzung der Stadt 
Duisburg über die Anstalt des öffent-
lichen Rechts Wirtschaftsbetriebe 
Duisburg vom 12.12.2006, zuletzt 
geändert durch die 4. Änderung der
Unternehmenssatzung vom 08.10.2010
(veröffentlicht im Amtsblatt für die
Stadt Duisburg Nr. 41 vom 29.10.2010,
Seite 407 - 408).



Amtsblatt011111111111111111111111111f

Artikel 1
Entgelttatbestände

Die nach der Entgeltordnung der Wirtschaftsbetriebe Duisburg – Anstalt des öffentlichen
Rechts für besondere Dienstleistungen vom 18.12.2007 (veröffentlicht im Amtsblatt für
die Stadt Duisburg Nr. 52 vom 31.12.2007, Seite 443 - 447), zuletzt geändert durch die
3. Änderung der Entgeltordnung der Wirtschaftsbetriebe Duisburg – Anstalt des öffent-
lichen Rechts vom 08. Dezember 2010 (veröffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Duis-
burg Nr. 48 vom 31.12.2010, Seite 520 - 521) zu erhebenden und aus der Entgeltliste
ersichtlichen Entgelte werden wie folgt geändert:

1. Im Abschnitt „Personaleinsätze (pro Stunde**)“ werden die nachfolgenden
Tarifstellen wie folgt geändert:

Preise in Euro *
netto brutto

Hilfsdienste/Hilfsarbeiter/in 30,10 35,82
Facharbeiter/in, Sachbearbeiter/in 37,20 44,27
Techniker/in, Meister/in, kaufm. Fachkraft 53,00 63,07
Ingenieur/in, leitende/r Angestellte/r 63,80 75,92

2. Im Abschnitt „Fahrzeuge und Geräte (pro Stunde**)“ entfällt die Tarifstelle
„Windenwagen“ ersatzlos.

3. Im Abschnitt „Fahrzeuge und Geräte (pro Stunde**)“ werden die nachfolgenden
Tarifstellen wie folgt geändert:

Preise in Euro *
netto brutto

Wasserwagen 49,30 58,67
Kehrmaschine 38,60 45,93
Klein- und Kleinstkehrmaschine 38,60 45,93
LKW bis 3,5 t Nutzlast 19,70 23,44
LKW über 3,5 t Nutzlast 42,30 50,34
LKW-Anhänger 9,00 10,71
Streufahrzeug 45,00 53,55
Radlader 16,60 19,75
Saugewagen 33,80 40,22
Kanalfernauge 27,50 32,73
Probenahmefahrzeug 25,30 30,11
Transporter/Kontrollfahrzeug 16,90 20,11
automatisches Probenahmegerät 2,30 2,74
Be- und Entlüftungsgerät 2,30 2,74
DIA-Pumpen 19,70 23,44
Dampfstrahlgerät 7,40 8,81
Tauchpumpe 19,00 22,61
Notstromgerät 8,40 10,00
Abfallsammelfahrzeug (Hausmüll/Papier) 48,50 57,72
Sperrgutfahrzeug 48,50 57,72
Niederflurwagen 48,50 57,72
Schredder 70,90 84,37
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Sandstrahler zur Graffiti-Entfernung 
(inkl. Kolonnenfahrzeug) 30,90 36,77
Gumlaser (inkl. Kolonnenfahrzeug) 34,70 41,29
Laubsauger 62,10 73,90
Sinkkastenfahrzeug (trocken, halbautomatisch) 15,90 18,92
Sinkkastenfahrzeug (trocken, manuell) 15,90 18,92
Kombinationsfahrzeug mit Rückgewinnungsfunktion 61,80 73,54
Kombinationsfahrzeug ohne Rückgewinnungsfunktion 49,80 59,26
Kombinationsfahrzeug klein 20,80 24,75
Hubsteiger (22 m) 42,20 50,22
Servicemobil (HD-Kleingerät + Hausanschlusskamera) 36,10 42,96
Schadstoffmobil 20,00 23,80

4. Im Abschnitt „Leistungen im Bereich Stadtentwässerung/Infrastruktur“ entfällt
folgende Tarifstelle:

Bearbeitung von Kanalbestandsauskünften 25,00 Euro
Bearbeitungs- und Materialkosten (pro zur Verfügung

gestellten Lageplan)

5. Im Abschnitt „Leistungen im Bereich Stadtentwässerung/Infrastruktur“ werden
folgende Tarifstellen neu eingefügt:

Kanalbestandsauskünfte im PDF-Format 25,00 Euro
Kanalbestandsauskünfte in Papierform 30,00 Euro
Kanalbestandsauskünfte im DXF-Format 35,00 Euro

(pro zur Verfügung
gestelltem Lageplan)

Abkopplungsgesuche und Teilbefreiungen von der
Abwasserüberlassungspflicht 50,00 – 200,00 Euro

Prüfung von Entwässerungsgesuchen 125,00 – 500,00 Euro

Grundwasserauskünfte 60,00 – 250,00 Euro

Auskünfte über die Ganglinie einer Grundwasser-
messstelle 15,00 Euro

Gestattungen zur Befahrung des Deichkronenweges 45,00 Euro
(im Jahr)

Gestattungen zur Befahrung des Deichkronenweges 15,00 Euro
(1 Tag / 1 Wochenende)

* Nettopreise erhöhen sich im Falle umsatzsteuerbarer und –steuerpflichtiger
Leistungen um den derzeit gültigen Umsatzsteuersatz von 19 %.

** Die Abrechnung erfolgt jeweils im ½ Stunden-Takt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Änderung der Entgeltordnung tritt
am 01.01.2012 in Kraft.

Vorstehende 4. Änderung der Entgeltord-
nung der Wirtschaftsbetriebe Duisburg –
Anstalt des öffentlichen Rechts für beson-
dere Dienstleistungen wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen
(GO NRW) beim Zustandekommen dieser
Satzung kann gem. §§ 7 Abs. 6 Satz 1,
114a Abs. 3 Gemeindeordnung NRW
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Vorsitzende des Verwaltungsrates
der Wirtschaftsbetriebe Duisburg – 
Anstalt des öffentlichen Rechts hat den
Beschluss des Verwaltungsrates vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber den Wirtschaftsbetrieben
Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Duisburg, den 14. Dezember 2011

Dr. Greulich
Vorsitzender des Verwaltungsrates

Patermann
Vorstand

Auskunft erteilt:
Herr Dunkel
Tel.-Nr.: 0203/283-7980
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Bekanntmachung der Prüfungsord-
nung zum Nachweis der berufs- und
arbeitspädagogischen Eignung der
Ausbilder und Ausbilderinnen vom 
1. Dezember 2011

Der Rat der Stadt Duisburg als zuständige
Stelle gem. § 4 Abs. 5 der Ausbilder-
eignungsverordnung (AusbEignV) vom
21.01.2009 (BGBI. I S. 88) i.V.m. § 6 
Abs. 1 Nr. 1a der Verordnung über die 
Zuständigkeiten nach dem Berufsbildungs-
gesetz (BBiG) und die Angelegenheiten
der Berufsbildung im Rahmen der Hand-
werksordnung (HwO) (BBiGZustVO)
(GV.NRW.S. 446), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 31.08.2010 (GV.NRW.S.
513), erlässt nach Beschluss des Berufsbil-
dungsausschusses vom 27.02.2009 zum
Nachweis der berufs- und arbeitspädago-
gischen Eignung der Ausbilder und Ausbil-
derinnen durch Beschluss vom 17.10.2011
die folgende Prüfungsordnung:

Inhaltsverzeichnis

Erster Abschnitt: 
Vorbereitung der Prüfung
§   1 Prüfungstermine
§   2 Zulassung

Zweiter Abschnitt: 
Durchführung der Prüfung
§   3 Gliederung der Prüfung
§   4 Besondere Verhältnisse behinderter

Menschen
§   5 Nichtöffentlichkeit
§   6 Leitung und Aufsicht
§   7 Ausweispflicht und Belehrung
§   8 Täuschungshandlungen und Ord-

nungsverstöße
§   9 Rücktritt, Nichtteilnahme

Dritter Abschnitt: 
Bewertung, Feststellung und Beur-
kundung des Prüfungsergebnisses
§ 10 Bewertungsschlüssel
§ 11 Festlegung des Prüfungsergebnisses
§ 12 Mitteilung über Bestehen oder Nicht-

bestehen, Bescheid über nicht be-
standene Prüfung

§ 13 Prüfungszeugnis
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Vierter Abschnitt: 
Wiederholungsprüfung
§ 14 Wiederholungsprüfung

Fünfter Abschnitt: 
Schlussbestimmungen
§ 15 Inkrafttreten, Außerkrafttreten,

Übergangsregelung

Erster Abschnitt:
Vorbereitung der Prüfung

§ 1 Prüfungstermine, Aufgaben-
stellung

(1) Prüfungen werden nach Bedarf von
der zuständigen Stelle angesetzt. Termine
sollen nach Möglichkeit auf das Ende von
Maßnahmen zur Ausbildung der Ausbilde-
rinnen und Ausbilder abgestimmt sein.

(2) Die Prüfungstermine werden dem Prüf-
ling spätestens vierzehn Tage vor Prü-
fungsbeginn bekanntgegeben.

§ 2 Zulassung

(1) Zur Prüfung ist zugelassen, wer die
fachliche Eignung zur Ausbildung im 
Sinne  des § 30 BBiG nachweist und an 
einem Seminar für Ausbilderinnen und
Ausbilder teilgenommen hat. Zugelassen
werden kann auch, wer die notwendigen
Kenntnisse und Fähigkeiten auf eine 
andere Art und Weise erworben hat.

(2) Über die Zulassung entscheidet die 
zuständige Stelle. Hält diese die Zulas-
sungsvoraussetzungen nicht für ge-
geben, entscheidet der Prüfungsaus-
schuss.

Zweiter Abschnitt:
Durchführung der Prüfung

§ 3 Gliederung der Prüfung

Die Gliederung richtet sich nach der Aus-
bilder-Eignungsverordnung (AusbEignV)
vom 21.01.2009 (BGBI. I S. 88).

§ 4 Besondere Verhältnisse be-
hinderter Menschen

Die Prüfung ist für Schwerbehinderte im
Verfahrensverlauf im notwendigen Um-
fang zu erleichtern. Körperbehinderten
sind auf Antrag die ihrer körperlichen Be-
hinderung angemessenen Erleichterungen
zu gewähren. Die Entscheidung trifft die
zuständige Stelle; dabei dürfen die fach-
lichen Anforderungen nicht geringer be-
messen werden.

§ 5 Nichtöffentlichkeit

Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Der
Prüfungsausschuss kann nach Anhörung
des Prüflings anderen Personen, bei denen
ein dienstliches Interesse vorliegt, die Teil-
nahme an der Prüfung gestatten. An der
Beratung über das Prüfungsergebnis dür-
fen nur die Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses teilnehmen.

§ 6 Leitung und Aufsicht

(1) Die Prüfung wird unter Leitung des
Vorsitzes vom gesamten Prüfungsaus-
schuss abgenommen.

(2) Bei schriftlichen Prüfungen bestellt die
zuständige Stelle die Aufsichtsführung, die
sicherzustellen hat,  dass die Prüfungs-
leistungen selbstständig und nur mit den
erlaubten Arbeits- und Hilfsmitteln durch-
geführt werden.

(3) Über den Ablauf der Prüfung ist eine
Niederschrift zu fertigen und von der Auf-
sichtsführung bzw. vom Vorsitz des 
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.
Die Niederschrift ist zusammen mit den
Prüfungsakten einschließlich der Prüfungs-
arbeiten mindestens fünf Jahre aufzube-
wahren.

Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 47 vom 31. Dezember 2011



Amtsblatt011111111111111111111111111f

551 Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 47 vom 31. Dezember 2011

§ 7 Ausweispflicht und Belehrung

Die Prüflinge haben sich auf Verlangen
des Vorsitzes oder der Aufsichtsführung
über ihre Person auszuweisen. Sie sind vor
Beginn der Prüfung über den Prüfungsab-
lauf, die zur Verfügung stehende Zeit, die
erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel, die Fol-
gen von Täuschungshandlungen und Ord-
nungsverstößen, Rücktritt und Nichtteil-
nahme zu belehren.

§ 8 Täuschungshandlungen und 
Ordnungsverstöße

(1) Einen Prüfling, der bei der Anfertigung
einer schriftlichen Arbeit erheblich gegen
die Ordnung verstößt, kann die Aufsichts-
führung von der Fortsetzung dieser Arbeit
ausschließen. Unternimmt der Prüfling bei
der Anfertigung einer schriftlichen Arbeit
eine Täuschung oder einen Täuschungs-
versuch, so hat die Aufsichtsführung dies
in der Niederschrift zu vermerken und den
Prüfungsausschuss unverzüglich zu unter-
richten.

(2) Über die Folgen einer Täuschung oder
eines Täuschungsversuches in der schrift-
lichen Prüfung oder eines erheblichen Ver-
stoßes gegen die Ordnung entscheidet
der Prüfungsausschuss. Er bewertet die
vorliegende Arbeit mit der Note „ungenü-
gend“ und 0 Punkten, in besonderen Fäl-
len kann er nach dem Grad der Verfeh-
lungen die Wiederholung dieser Prüfungs-
leistung anordnen oder die Prüfung für
nicht bestanden erklären.

(3) Hat der Prüfling bei der Prüfung ge-
täuscht und wird diese Tatsache erst nach
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so
kann der Prüfungsausschuss nachträglich
die Prüfung für nicht bestanden erklären,
jedoch nur innerhalb einer Frist von drei
Jahren nach dem Tage der Prüfung.

(4) Vor Entscheidungen des Prüfungsaus-
schusses nach Absatz 2 und 3 ist der Prüf-
ling zu hören.

§ 9 Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Ein Rücktritt von der Prüfung ist nur
bis zu Beginn der Prüfung und durch
schriftliche Erklärung möglich.

(2) Versäumt der Prüfling einen Prüfungs-
termin aus Gründen, die er nicht zu ver-
treten hat, so werden bereits erbrachte
selbstständige Prüfungsleistungen aner-
kannt. Selbstständige Prüfungsleistungen
sind solche, die thematisch klar abgrenz-
bar und nicht auf eine andere Prüfungs-
leistung bezogen sind sowie eigenständig
betrachtet werden.

(3) Der Grund für das Versäumen ist 
unverzüglich mitzuteilen und nachzuwei-
sen. Im Krankheitsfall ist die Vorlage eines
ärztlichen Attestes erforderlich.

(4) Nimmt der Prüfling an der Prüfung
oder einzelnen Prüfungsleistungen aus
Gründen, die er zu vertreten hat, nicht
teil, wird die Prüfung bzw. die Prüfungs-
leistung mit 0 Punkten bewertet.

Dritter Abschnitt:
Bewertung, Feststellung und Beurkun-
dung des Prüfungsergebnisses

§ 10 Bewertungsschlüssel

(1) Die Prüfungsleistungen sind wie folgt
zu bewerten:

sehr gut (1) = 14 oder 15 Punkte
- eine den Anforderungen in besonderem
Maße entsprechende Leistung

gut (2) = 11, 12 oder 13 Punkte
- eine den Anforderungen voll entspre-
chende Leistung

befriedigend (3) = 8, 9 oder 10 Punkte
- eine den Anforderungen im Allgemeinen
entsprechende Leistung

ausreichend (4) 5, 6 oder 7 Punkte
- eine Leistung, die zwar Mängel aufweist,
aber im Ganzen den Anforderungen noch
entspricht

mangelhaft (5) = 2, 3 oder 4 Punkte
- eine Leistung, die den Anforderungen
nicht entspricht, jedoch erkennen lässt,
dass die notwendigen Grundkenntnisse
vorhanden sind und Mängel in absehbarer
Zeit behoben werden könnten.

Ungenügend (6) = 0 Punkte oder 1 Punkt
- eine den Anforderungen nicht entspre-
chende Leistung, bei der selbst die Grund-
kenntnisse so lückenhaft sind, dass die
Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben
werden könnten.

(2) Die Gesamtpunktzahl wird ermittelt, 
indem die Punktzahlen in der schriftlichen
und in der praktischen Prüfung zu-
sammengezählt werden und die Summe
durch die Zahl der Einzelleistungen geteilt
wird. Bei Zwischen- und Gesamtergebnis-
sen ist die Gesamtpunktzahl jeweils ohne
Rundung bis zur zweiten Dezimalstelle zu
errechnen. Dem ermittelten Punktwert
entsprechen die folgenden Noten:

13,50 bis 15,00
= sehr gut

10,50 bis 13,49
= gut

7,50 bis 10,49
= befriedigend

5,00 bis 7,49
= ausreichend

1,50 bis 4,99
= mangelhaft

0,00 bis 1,49
= ungenügend

§ 11 Feststellung des Prüfungser-
gebnisses

Die schriftlichen Arbeiten werden von der
jeweiligen Fachdozentin oder dem jeweili-
gen Fachdozenten sowie durch ein Mit-
glied des Prüfungsausschusses bewertet;
bei abweichenden Bewertungsvorschlägen
entscheidet der Prüfungsausschuss.
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Der Prüfungsausschuss bewertet die
praktische Prüfung und stellt das Ge-
samtergebnis der Prüfung fest.

§ 12 Mitteilung über Bestehen oder
Nichtbestehen, Bescheid über nicht
bestandene Prüfung

(1) Die Entscheidung über das Bestehen
der Prüfung ist dem Prüfling unmittelbar
nach Abschluss der Prüfung schriftlich mit-
zuteilen.

(2) Bei nicht bestandener Prüfung erhält
der Prüfling von der zuständigen Stelle 
einen schriftlichen Bescheid. Darin ist 
anzugeben, welche Prüfungsleistungen in
einer Wiederholungsprüfung nicht mehr
wiederholt werden müssen.

(3) Auf die besonderen Bestimmungen der
Wiederholungsprüfung (§14) ist hinzuwei-
sen.

§ 13 Prüfungszeugnis

Über das Ergebnis der bestandenen Prü-
fung erhält der Prüfling ein Zeugnis nach
§ 5 AusbEignV.

Vierter Abschnitt:
Wiederholungsprüfung

§ 14 Wiederholungsprüfung

(1) Eine nicht bestandene Abschlussprü-
fung kann zweimal wiederholt werden.

(2) In der Wiederholungsprüfung kann der
Prüfling auf Antrag von einem Prüfungs-
teil befreit werden. Voraussetzung ist,
dass er sich innerhalb von zwei Jahren,
gerechnet vom Tage der Beendigung der
nicht bestandenen Prüfung an, zur
Wiederholungsprüfung anmeldet.
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Fünfter Abschnitt:
Schlussbestimmungen

§ 15 Inkrafttreten, Übergangsregelung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt mit dem
Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.
Sie wurde am 20.07.2009 gem. § 47 
Abs. 1 Satz 2 BBiG durch das Innen-
ministerium Nordrhein-Westfalen ge-
nehmigt.

(2) Prüflinge, die die Prüfung nach den
bisherigen Vorschriften nicht bestanden
haben und sich innerhalb von zwei Jah-
ren, gerechnet vom Tag der Beendigung
der nicht bestandenen Prüfung, zu einer
Wiederholungsprüfung anmelden, können
die Wiederholungsprüfung nach den bis-
herigen Regeln ablegen.

Vorstehende Prüfungsordnung zum Nach-
weis der berufs- und arbeitspädagogi-
schen Eignung der Ausbilder und Ausbil-
derinnen wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.
Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) beim Zustandekommen dieser Prü-
fungsordnung kann gemäß § 7 Abs. 6
Satz 1 GO NRW nach Ablauf eines Jahres
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Prüfungsordnung ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Duisburg vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
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vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Duisburg, den 1. Dezember 2011

Sauerland
Oberbürgermeister 

Auskunft erteilt:
Herr van de Sandt
Tel.-Nr.: 0203/283-7350

Bekanntmachung der Ersten Ände-
rung der Verordnung über das Bereit-
halten und den Einsatz von Taxen im
Bereich der Stadt Duisburg (Taxenver-
ordnung) vom 13.12.2011

Die Stadt Duisburg hat gemäß Beschluss
des Rates der Stadt Duisburg vom
12.12.2011 als Kreisordnungsbehörde für
das Stadtgebiet Duisburg folgende Ände-
rungsverordnung erlassen. 

Die Verordnung beruht auf:

- § 47 des Personenbeförderungsgeset-
zes (PBefG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. August 1990
(BGBl. I S. 1690), zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
5. April 2011 (BGBl. I S. 554);

- § 4 der Verordnung über die zuständi-
gen Behörden und über die Ermäch-
tigung zum Erlass von Rechtsverord-
nungen nach dem Personenbeförde-
rungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 30. März 1990
(GV. NRW. 1990 S. 247).

Artikel 1

Die Verordnung über das Bereithalten und
den Einsatz von Taxen im Bereich der
Stadt Duisburg (Taxenverordnung) vom
25. September 2006 (Amtsblatt für die
Stadt Duisburg Nr. 48/2006 S. 391-393)
wird wie folgt geändert:
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1. „§ 4 Fahrdienst und Taxen-Fahreraus-
weis“ erhält die Bezeichnung 
„§ 4 Fahrdienst“.

2. In § 4 wird der Absatz 9 ersatzlos
gestrichen.

3. In „§ 8 Ordnungswidrigkeiten“
wird/werden:

a) Ziffer 1.3. ersatzlos gestrichen.
b) Ziffern 1.4 bis 1.6 die Ziffern 1.3 bis

1.5.
c) Ziffer 2.6 ersatzlos gestrichen.
d) Ziffern 2.7 und 2.8 die Ziffern 2.6

und 2.7.

4. „§ 9 Übergangsvorschriften“ wird
ersatzlos gestrichen.

5. „§ 10 Inkrafttreten“ wird „§ 9 Inkraft-
treten“.

Artikel 2

Die Änderungsverordnung tritt 2 Wochen
nach dem Tag ihrer Verkündung im Amts-
blatt für die Stadt Duisburg in Kraft.

Vorstehende Erste Änderung der Verord-
nung über das Bereithalten und den Ein-
satz von Taxen im Bereich der Stadt Duis-
burg (Taxenverordnung)  wird hiermit ver-
kündet.

Die Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
beim Zustandekommen dieser Verordnung
kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Verordnung ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) die Oberbürgermeisterin bzw. der
Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Duisburg vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Duisburg, den 13. Dezember 2011

Sauerland
Oberbürgermeister 

Auskunft erteilen:
Frau Slaats
Tel.-Nr.: 0203/283-4821
Herr Tomberg
Tel.-Nr.: 0203/283-4800

Bekanntmachung der Siebten Ände-
rung der Verordnung über die Beför-
derungsentgelte und -bedingungen
für die von der Stadt Duisburg zuge-
lassenen Taxen (Taxen-Tarifverord-
nung) vom 13.12.2011

Die Stadt Duisburg hat gemäß dem Be-
schluss des Rates der Stadt vom
12.12.2011 als Kreisordnungsbehörde für
das Stadtgebiet Duisburg folgende Ände-
rungsverordnung erlassen. Diese Verord-
nung beruht auf:

- § 51 des Personenbeförderungsge-
setzes (PBefG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. August 1990
(BGBl. I S. 1690), zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
05. April 2011 (BGBl. I S. 554);

- § 4 der Verordnung über die zuständi-
gen Behörden und über die Ermächti-
gung zum Erlass von Rechtsverordnun-
gen nach dem Personenbeförderungs-
gesetz für das Land Nordrhein-West-
falen vom 30. März 1990 (GV. NRW.
1990 S. 247).

Artikel 1

Die Verordnung über Beförderungsentgel-
te und -bedingungen für die von der Stadt
Duisburg zugelassenen Taxen (Taxen-Tarif-
verordnung) vom 12. März 1993

(Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr.
11/1993, S. 49), zuletzt geändert durch
die Sechste Änderung der Taxen-Tarifver-
ordnung vom 13. Mai 2008 (Amtsblatt
für die Stadt Duisburg Nr. 20/2008, 
S. 171), wird wie folgt geändert:

I. Taxen-Tarifverordnung

1. „§ 2 Grundregeln“ wird wie folgt
geändert:

a) Absatz 4 entfällt

b) Absatz 5 wird Absatz 4

2. „§ 5 Ordnungswidrigkeiten“ wird
wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 1. wird vor
„oder“ das Wort „und/“ ein-
gefügt.

b) In Absatz 2 wird die Geldbuße
„10.000 DM“ in „5.000 EUR“
geändert.

3. „§ 6 Übergangsvorschrift“ entfällt.

4. „§ 7 Inkrafttreten“ wird 
„§ 6 Inkrafttreten“.

II. Anlage Tarif über Beförderungsentgelte

Die anliegende Neufassung stellt die
„Anlage Tarif über Beförderungsent-
gelte“ i. S. des § 1 in aktualisierter
Form dar.
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Anlage Tarif über Beförderungsentgelte 
 
lfd. 
Nr. 

Bezeichnung Einheit Betrag/EUR 

1. Grundpreis incl. eines Beförderungs-
entgelts für jede besetzt oder im speziellen 
Auftrag des Bestellers gefahrene 
Wegstrecke bis 2.000 m und einer 
Wartezeit bis 180 Sek 

  5,50 

        

2. Beförderungsentgelt für jede besetzt oder 
im speziellen Auftrag des Bestellers 
gefahrene Wegstrecke nach Ablauf des 
Grundpreises 

    

Werktags in der Zeit von 06.00 Uhr bis 
22.00 Uhr 

je angefangene 66,66 m 0,10 (km-Preis: 1,50) 2.1 
  

Versagen des Fahrpreisanzeigers je angefangener km 1,50 

Werktags in der Zeit von 22.00 Uhr bis 
06.00 Uhr sowie an Sonn- und 
gesetzlichen Feiertagen 

je angefangene 62,50 m 0,10 (km-Preis: 1,60)  
2.2 
  

Versagen des Fahrpreisanzeigers je angefangener km 1,60 

        

3. Wartezeitentgelt     

3.1 Werktags in der Zeit von 06.00 Uhr bis 
22.00 Uhr (nach Ablauf des Grundpreises) 

je angefangene 24,00 Sek 0,10 (Stundenpreis: 15,00) 

3.2 Werktags in der Zeit von 22.00 Uhr bis 
06.00 Uhr sowie an Sonn- und ges. 
Feiertagen (nach Ablauf des Grundpreises) 

je angefangene 21,82 Sek 0,10 (Stundenpreis: 16,50) 

3.3 Fahrgast veranlasst Wartezeit (ab 300 Sek 
Standzeit) werktags in der Zeit von 06.00 
Uhr bis 22.00 Uhr 

je angefangene 16,36 Sek 0,10 (Stundenpreis: 22,00) 

3.4 Fahrgast veranlasst Wartezeit (ab 300 Sek 
Standzeit) werktags in der Zeit von 22.00 
Uhr bis 06.00 Uhr sowie an Sonn- und 
gesetzlichen Feiertagen 

je angefangene 15,65 Sek 0,10 (Stundenpreis: 23,00) 

        

4. Zuschläge     

4.1 Gepäck über 25 kg je Fahrt 0,30 

4.2 Mitnahme von lebenden Tieren 
(ausgenommen Blindenhunde) 

je Fahrt 0,10 

4.3 Beförderung von mehr als vier Fahrgästen 
in einer Taxe mit mehr als vier 
Fahrgastplätzen (Großtaxe)  

je Fahrt 5,10 

4.4 Abbestellung je nicht angetretene Fahrt 5,50 

 

In den Beträgen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten. 
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Artikel 2

Die Änderungsverordnung tritt 2 Wochen
nach dem Tag ihrer Verkündung im Amts-
blatt für die Stadt Duisburg in Kraft.

Vorstehende Siebte Änderung der Verord-
nung über die Beförderungsentgelte und 
-bedingungen für die von der Stadt Duis-
burg zugelassenen Taxen (Taxen-Tarifver-
ordnung) wird hiermit verkündet.

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) beim Zustandekommen dieser Ver-
ordnung kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1
GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit
dieser Verkündung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Verordnung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den,

c) die Oberbürgermeisterin bzw. der
Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Duisburg vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Duisburg, den 13. Dezember 2011

Sauerland
Oberbürgermeister 

Auskunft erteilen:
Frau Slaats
Tel.-Nr.: 0203/283-4821
Herr Tomberg
Tel.-Nr.: 0203/283-4800

Bekanntmachung über den Bebau-
ungsplan Nr. 1093   Dellviertel  
Welkerstift für einen Bereich nördlich
der Welkerstraße, zwischen Düssel-
dorfer Straße, Bundesautobahn A 59,
südlich der Brockhoffstraße und 
Pilgrimstraße 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 1093 
–Dellviertel– Welkerstift als Satzung 
beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 1093 –Dellviertel–
Welkerstift wird gemäß § 10 Abs. 3
BauGB öffentlich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 1093 –Dellviertel–
Welkerstift mit Begründung kann im Amt
für Stadtentwicklung und Projektmanage-
ment, Erftstraße 7, Zimmer 2 und 3,
47051 Duisburg an den Werktagen, mon-
tags bis freitags von 8:00 bis 16:00 Uhr
eingesehen werden.

Über den Inhalt des Planes und der Be-
gründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung
Nordrhein-Westfalen (GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses Be-
bauungsplanes kann der Entschädi-
gungsberechtigte gemäß § 44 Abs. 3
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB ver-
langen, wenn die in den §§ 39 bis 42
BauGB bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind. Die Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche kann
der Berechtigte dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei dem Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf

des Kalenderjahres, in dem die in § 44 
Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt
wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung
der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes und
des Flächennutzungsplanes,

3. eine nach § 214 Abs. 2a BauGB be-
achtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften und

4. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des Flächen-
nutzungsplanes oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhaltes geltend ge-
macht worden sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen
(GO NRW) beim Zustandekommen die-
ser Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6
Satz 1 Gemeindeordnung NRW nach
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,
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c) der Oberbürgermeister hat den 
Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Duisburg vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Be-
bauungsplan Nr. 1093 –Dellviertel– 
Welkerstift in Kraft.

Zugleich wird bekannt gemacht, dass der
Flächennutzungsplan im Wege der Berich-
tigung an die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes angepasst wurde. Der berich-
tigte Flächennutzungsplan mit der Be-
zeichnung „Berichtigung Nr. 5.47 
-Mitte-“ des Flächennutzungsplanes der
Stadt Duisburg für einen Bereich nördlich
der Welkerstraße, zwischen Düsseldorfer
Straße, Bundesautobahn A 59, südlich der
Brockhoffstraße und Pilgrimstraße kann
am gleichen Ort und zu den gleichen
Zeiten eingesehen werden wie der Be-
bauungsplan.

Duisburg, den 19. Dezember 2011

Sauerland
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Frau Steinbicker
Tel.-Nr.: 0203/283-3623

Bekanntmachung über den Be-
bauungsplan Nr. 1145 –Buchholz– 
Grazer Straße für einen Bereich zwi-
schen Grazer Straße, Sudetenstraße,
Burgenlandstraße sowie den südlichen
Grundstücksgrenzen der Häuser 
Grazer Straße 62 und Burgenland-
straße 16

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 1145 
–Buchholz– Grazer Straße als Satzung be-
schlossen.
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Der Bebauungsplan Nr. 1145 –Buchholz–
Grazer Straße  wird gemäß § 10 Abs. 3
BauGB öffentlich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 1145 –Buchholz–
Grazer Straße  mit Begründung kann im
Amt für Stadtentwicklung und Projekt-
management, Zimmer 2 und 3, Erftstraße
7, 47051 Duisburg an den Werktagen,
montags bis freitags von 8:00 bis 16:00
Uhr eingesehen werden.

Über den Inhalt des Planes und der Be-
gründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung
Nordrhein-Westfalen (GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses Be-
bauungsplanes kann der Entschädi-
gungsberechtigte gemäß § 44 Abs. 3
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB ver-
langen, wenn die in den §§ 39 bis 42
BauGB bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind. Die Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche kann
der Berechtigte dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei den Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des
Kalenderjahres, in dem die in § 44 
Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt
wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung
der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes und
des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des Flächen-
nutzungsplanes oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhaltes geltend ge-
macht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler
nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich
sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen
(GO NRW) bei Zustandekommen dieser
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1
Gemeindeordnung NRW nach Ablauf
eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Sat-
zungsbeschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Duisburg vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.
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Mit dieser Bekanntmachung tritt der Be-
bauungsplan Nr. 1145 –Buchholz–
Grazer Straße in Kraft.

Duisburg, den 19. Dezember 2011

Sauerland
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr Bentler
Tel.-Nr.: 0203/283-3386

Bekanntmachung über den Bebau-
ungsplan Nr. 990 –Hochemmerich– für
einen Bereich zwischen Asterlager
Straße, Hochstraße und Bergheimer
Straße

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 990 
–Hochemmerich– als Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 990 –Hochemme-
rich– wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
öffentlich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 990 –Hochemme-
rich– mit Begründung kann im Amt für
Stadtentwicklung und Projektmanage-
ment, Zimmer 2 und 3, Erftstraße 7,
47051 Duisburg an den Werktagen, 
montags bis freitags von 8:00 bis 16:00
Uhr eingesehen werden.

Über den Inhalt des Plans und der Begrün-
dung wird auf Verlangen Auskunft 
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung
Nordrhein-Westfalen (GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses Be-
bauungsplans kann der Entschädigungs-
berechtigte gemäß § 44 Abs. 3 

Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB ver-
langen, wenn die in den §§ 39 bis 42
BauGB bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind. Die Fälligkeit 
etwaiger Entschädigungsansprüche
kann der Berechtigte dadurch herbei-
führen, dass er die Leistung der Ent-
schädigung schriftlich bei den Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Ein
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn
nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die in 
§ 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten
sind, die Fälligkeit des Anspruches 
herbeigeführt wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung
der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des Flächen-
nutzungsplans oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler
nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich
sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen
(GO NRW) bei Zustandekommen dieser
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1
Gemeindeordnung NRW nach Ablauf
eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Sat-
zungsbeschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Duisburg vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Be-
bauungsplan Nr. 990 –Hochemmerich–
in Kraft.

Duisburg, den 19. Dezember 2011

Sauerland
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr Recksiegel
Tel.-Nr.: 0203/283-3256

Bekanntmachung über den Bebau-
ungsplan Nr. 557 1. Änderung 
–Großenbaum– für einen Bereich
westlich der Straße „Am Dickelsbach“,
nördlich Walderbenweg, Liguster-
straße, östlicher Grundstücksgrenze
des Baublocks „Weißdornstraße 
22-32“ und südlicher Grundstücks-
grenze des Baublocks „Am Dickels-
bach 41-51“

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 557
1. Änderung –Großenbaum– als Satzung
beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 557 1. Änderung
–Großenbaum– wird gemäß § 10 Abs. 3
BauGB öffentlich bekannt gemacht.
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Auskunft erteilt:
Frau Mai
Tel.-Nr.: 0203/283-7477

Bekanntmachung über den Bebau-
ungsplan Nr. 1136 –Hochemmerich–
„Zentrum“ für einen Bereich zwischen
Atroper Straße, Kreuzstraße, Erzstra-
ße, Eisenstraße, Otto-Lenz-Straße,
Schulstraße, Krefelder Straße, 
Bertholdstraße, Siegfriedstraße, 
Günterstraße und Eduardstraße 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 1136 
–Hochemmerich– „Zentrum“ als Satzung
beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 1136 –Hoch-
emmerich– „Zentrum“ wird gemäß § 10
Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt ge-
macht.

Der Bebauungsplan Nr. 1136 –Hoch-
emmerich– „Zentrum“ mit Begründung
kann im Amt für Stadtentwicklung und
Projektmanagement, Erftstraße 7, Zimmer
2 und 3, 47051 Duisburg an den Werkta-
gen, montags bis freitags von 8:00 bis
16:00 Uhr eingesehen werden.

Über den Inhalt des Planes und der Be-
gründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung
Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses Be-
bauungsplanes kann der Entschädi-
gungsberechtigte gemäß § 44 Abs. 3
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB ver-
langen, wenn die in den §§ 39 bis 42
BauGB bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind. Die Fälligkeit 
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Der Bebauungsplan Nr. 557 1. Änderung
–Großenbaum– mit Begründung kann im
Amt für Stadtentwicklung und Projekt-
management, Erftstraße 7, Zimmer 2 und
3, 47051 Duisburg an den Werktagen,
montags bis freitags von 8:00 bis 16:00
Uhr eingesehen werden.

Über den Inhalt des Planes und der Be-
gründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung
Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses Be-
bauungsplanes kann der Entschädi-
gungsberechtigte gemäß § 44 Abs. 3
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB ver-
langen, wenn die in den §§ 39 bis 42
BauGB bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind. Die Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche kann
der Berechtigte dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei den Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des
Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs.
3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruches herbeigeführt
wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung
der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes und
des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB
beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des Flächen-
nutzungsplanes oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhaltes geltend ge-
macht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler
nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich
sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen
(GO NRW) bei Zustandekommen dieser
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1
Gemeindeordnung NRW nach Ablauf
eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Sat-
zungsbeschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Duisburg vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Be-
bauungsplan Nr. 557 1. Änderung 
–Großenbaum– in Kraft.

Duisburg, den 19. Dezember 2011

Sauerland
Oberbürgermeister
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etwaiger Entschädigungsansprüche
kann der Berechtigte dadurch herbei-
führen, dass er die Leistung der Ent-
schädigung schriftlich bei den Entschä-
digungspflichtigen beantragt. Ein Ent-
schädigungsanspruch erlischt, wenn
nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die in
§ 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten
sind, die Fälligkeit des Anspruches
herbeigeführt wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung
der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes und
des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB
beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplanes oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhaltes geltend
gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler
nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich
sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen
(GO NRW) bei Zustandekommen dieser
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1
Gemeindeordnung NRW nach Ablauf
eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Sat-
zungsbeschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Duisburg vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel er-
gibt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Be-
bauungsplan Nr. 1136 –Hochemmerich–
„Zentrum“ in Kraft.

Duisburg, den 19. Dezember 2011

Sauerland
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Frau Mai
Tel.-Nr.: 0203/283-7477

Bekanntmachung über den Bebau-
ungsplan Nr. 1130 –Wanheimerort–
„Didier-Werke“ für den südlichen Be-
reich des Firmengeländes der Didier-
Werke, östlich der Kleingartenanlage
und nordwestlich der Düsseldorfer
Straße  

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 gemäß § 10 Baugesetzbuch
(BauGB) den Bebauungsplan Nr. 1130 
–Wanheimerort– „Didier-Werke“ als 
Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 1130 
–Wanheimerort– „Didier-Werke“ wird 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich 
bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 1130 
–Wanheimerort– „Didier-Werke“ mit Be-
gründung kann im Amt für Stadtentwick-
lung und Projektmanagement, Erftstraße
7, Zimmer 2 und 3, 47051 Duisburg an
den Werktagen, montags bis freitags von
8:00 bis 16:00 Uhr eingesehen werden.

Über den Inhalt des Planes und der Be-
gründung wird auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Gleichzeitig wird

1. gemäß § 44 Abs. 5 BauGB,

2. gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und

3. gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung
Nordrhein-Westfalen (GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1) Eine Entschädigung wegen dieses Be-
bauungsplanes kann der Entschädi-
gungsberechtigte gemäß § 44 Abs. 3
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB ver-
langen, wenn die in den §§ 39 bis 42
BauGB bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind. Die Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche kann
der Berechtigte dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei den Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in § 44
Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt
wird.

2) Unbeachtlich werden: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung
der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes und
des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem
Jahr seit Bekanntmachung des Flächen-
nutzungsplanes oder der Satzung
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schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhaltes geltend ge-
macht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler
nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich
sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen
(GO NRW) bei Zustandekommen dieser
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1
Gemeindeordnung NRW nach Ablauf
eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Sat-
zungsbeschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Stadt Duisburg
vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Be-
bauungsplan Nr. 1130 –Wanheimerort–
„Didier-Werke“ in Kraft.

Duisburg, den 19. Dezember 2011

Sauerland
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt:
Herr Grüneberg
Tel.-Nr.: 0203/283-2555
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Öffentliche Bekanntmachung und
Auslegungsverfahren des Entwurfs
der Haushaltssatzung 2012 und des
Haushaltsplans 2012 mit seinen Anla-
gen sowie der mittelfristigen Ergeb-
nis- und Finanzplanung bis 2015 gem.
§ 80 (3) Gemeindeordnung NRW
(GO NRW)

Der Entwurf der Haushaltssatzung 2012
mit ihren Anlagen liegt gemäß § 80 (3)
der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 25.10.2011 (GV.
NRW. S. 539), zur Einsichtnahme in der
Zeit vom 31. Januar 2012 bis 
23. März 2012 in der Stadtkämmerei –
Duisburg-Mitte, Alter Markt 23, Zimmer
210 – aus.

Darüber hinaus wird der Entwurf der
Haushaltssatzung 2012 mit ihren Anlagen
für Interessierte im Internet auf der 
Homepage der Stadt Duisburg 
(www.duisburg.de) zur Verfügung gestellt.

Einwendungen gemäß § 80 (3) GO NRW
gegen den Entwurf der Haushaltssatzung
2012 mit ihren Anlagen können Einwoh-
ner oder Abgabepflichtige innerhalb einer
Frist von 14 Tagen ab dem Beginn der
Auslegung am 31.01.2012 - die somit am
13.02.2012, 24.00 Uhr, endet - erheben.
Sie sollten schriftlich abgefasst und an den
Oberbürgermeister, Stadtkämmerei, Alter
Markt 23, 47049 Duisburg, adressiert
werden.

Duisburg, den 14. Dezember 2011

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Dr. Langner
Stadtkämmerer

Auskunft erteilt:
Herr Wesenberg
Tel.-Nr.: 0203/283-4343

Bekanntmachung über die öffentliche
Auslegung des Entwurfs zur Satzung
der Stadt Duisburg über die Festle-
gung eines Gebietes für die Immobi-
lien- und Standortgemeinschaft Wall-
quartier e.V. Duisburg und über die 
Erhebung von Abgaben nach dem 
Gesetz über Immobilien- und Stand-
ortgemeinschaften (ISGG NRW)

Der Rat der Stadt Duisburg hat in seiner
Sitzung am 12.12.2011 folgenden Be-
schluss gefasst (DS Nr. 11-1761):

„Die Verwaltung wird beauftragt, auf
Grundlage des Antrags der Immobilien-
und Standortgemeinschaft Wallquartier
das Satzungsverfahren über die Festle-
gung eines Gebietes für eine Immobilien-
und Standortgemeinschaft Wallquartier
und über die Erhebung von Abgaben
nach dem Gesetz über Immobilien- und
Standortgemeinschaften (ISGG NRW)
durchzuführen.“

Vor Erlass der Satzung sind sowohl die 
Öffentlichkeit als auch die Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange in
geeigneter Weise zu beteiligen (§ 3 Abs. 4
ISGG NRW).

Ziel und Zweck der Satzung:

Das Gesetz über Immobilien- und Stand-
ortgemeinschaften (ISGG NRW) wurde
vom Landtag NRW mit Datum vom 
10. Juni 2008 in Kraft gesetzt. Auf Antrag
einer privaten Initiative kann die Stadt
durch Satzung Gebiete festlegen, in 
denen durch eine ISG in privater Verant-
wortung und in Ergänzung zu den Aufga-
ben der Stadt Maßnahmen zur Stärkung
und Entwicklung von Bereichen der Innen-
stadt oder der Stadtteilzentren durchge-
führt werden. Grundlage für die Maßnah-
men ist ein mit den städtebaulichen Zielen
der Stadt abgestimmtes Konzept. Auf 
Basis der Satzung kann die Stadt zur 
Finanzierung dieser Maßnahmen von allen
Eigentümern des Gebiets eine Abgabe er-
heben. Das Aufkommen der Abgabe steht
der ISG zu. Die Mittel sind von der ISG für
die geplanten Maßnahmen zu verwenden.

Der Entwurf der Satzung liegt mitsamt
Anlagen auf die Dauer eines Monats in
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der Zeit vom 09.01.2012 bis 10.02.2012
einschließlich beim Amt für Stadtentwick-
lung und Projektmanagement, Stadthaus,
Friedrich-Albert-Lange-Platz 7, 
Eingang Moselstraße, 47051 Duisburg,
montags bis freitags von 8:00 bis 16:00
Uhr, in den Vitrinen vor den Zimmern 
U 24 und U 25 öffentlich aus.

Während der Auslegungsfrist können 
Stellungnahmen beim Oberbürgermeister
der Stadt Duisburg, Amt für Stadtentwick-
lung und Projektmanagement abgegeben
werden.

Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig ab-
gegeben werden, können bei der Be-
schlussfassung über die Satzung unbe-
rücksichtigt bleiben, sofern die Stadt Duis-
burg deren Inhalt nicht kannte oder nicht
hätte kennen müssen und deren Inhalt für
die Rechtmäßigkeit der Satzung nicht von
Bedeutung ist.

Zusätzlich kann eine Kopie des Satzungs-
entwurfs im Bezirksamt Mitte, Zimmer
417, Sonnenwall 73 - 75, 47051 Duis-
burg, montags bis freitags in der Zeit von
8:00 bis 16:00 Uhr eingesehen werden.

Auskünfte können jedoch nur beim Amt
für Stadtentwicklung und Projektmanage-
ment, Stadthaus, Friedrich-Albert-Lange-
Platz 7, Eingang Moselstraße, 47051 Duis-
burg, Zimmer 405 und 406 erteilt wer-
den.

Duisburg, den 13. Dezember 2011 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Grupe

Auskunft erteilt: 
Herr Völlmer
Tel.-Nr.: 0203/283-7478

Bekanntmachung über die öffentliche
Auslegung des Bebauungsplanes Nr.
1139 –Marxloh– „Warbruckstraße“ für
einen Bereich nordwestlich der 
Warbruckstraße bis zur ausgebauten
Grünanlage (zwischen Prinz-Eugen-
Straße und Weseler Straße), südlich
der ehemaligen Lohbergbahn gemäß
§ 3 Absatz 2 des Baugesetzbuches
(BauGB)

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 die öffentliche Auslegung des
Bebauungsplanes Nr. 1139 –Marxloh–
„Warbruckstraße“ beschlossen. Ziel und
Zweck des Bebauungsplanes ist die Siche-
rung eines qualifizierten räumlichen und
nutzungsmäßigen Umfeldes der Moschee.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr.
1139 –Marxloh– „Warbruckstraße“ für 
einen Bereich nordwestlich der Warbruck-
straße bis zur ausgebauten Grünanlage
(zwischen Prinz-Eugen-Straße und Weseler
Straße), südlich der ehemaligen Lohberg-
bahn liegt mit der Begründung auf die
Dauer eines Monats in der Zeit vom 
10. Januar 2012 bis zum 10. Februar
2012 einschließlich beim Amt für Stadt-
entwicklung und Projektmanagement,
Stadthaus, Friedrich-Albert-Lange-Platz 7, 
Eingang Moselstraße, 47051 Duisburg,
montags bis freitags von 8:00 bis 16:00
Uhr, in den Vitrinen vor den Zimmern 
U 24 und U 25 öffentlich aus.

Während der Auslegungsfrist können Stel-
lungnahmen beim Oberbürgermeister der
Stadt Duisburg abgegeben werden.

Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig ab-
gegeben werden, können bei der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan
unberücksichtigt bleiben, sofern die Stadt
Duisburg deren Inhalt nicht kannte oder
nicht hätte kennen müssen und deren In-
halt für die Rechtmäßigkeit des Bebau-
ungsplanes nicht von Bedeutung ist.

Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsge-
richtsordnung ist unzulässig, soweit mit
ihm Einwendungen geltend gemacht wer-
den, die vom Antragsteller im Rahmen der
Auslegung nicht  oder verspätet geltend
gemacht wurden, aber hätten geltend
gemacht werden können.
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Zusätzlich kann eine Kopie des Bebau-
ungsplanes Nr. 1139 –Marxloh– 
„Warbruckstraße“ im Bezirksamt 
Hamborn, Zimmer 1, im Bürgerservice,
Duisburger Straße 213, 47166 Duisburg,
montags bis mittwochs in der Zeit von
8:00 bis 16:00 Uhr, donnerstags in der
Zeit von 8:00 bis 18:00 Uhr und freitags
in der Zeit von 8:00 bis 16:00 Uhr einge-
sehen werden.

Auskünfte können jedoch nur beim Amt
für Stadtentwicklung und Projektmanage-
ment, Stadthaus, Fried rich-Albert-Lange-
Platz 7, Eingang Moselstraße, 47051 Duis-
burg, Zimmer 309 erteilt werden.

An dieser Stelle können neben dem Be-
bauungsplan und der Begründung die we-
sentlichen bereits vorliegenden umweltbe-
zogenen Stellungnahmen der beteiligten
Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange eingesehen werden, wie:

- Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6
Bergbau und Energie in NRW

- Amt für Umwelt und Grün

Darüber hinaus können die umweltbezo-
genen Informationen in Form von Gut-
achten und Untersuchungen zu folgenden
Themen eingesehen werden:

- Schalltechnische Untersuchung

Der Bebauungsplan Nr. 1139 –Marxloh–
„Warbruckstraße“ wird im beschleunigten
Verfahren nach § 13 a BauGB aufgestellt.
Auf die Durchführung einer Umweltprü-
fung wird verzichtet.

Informationen zu den Bauleitplanverfah-
ren finden Sie auch im Internet unter 
http://www.duisburg.de/stadtentwicklung
unter „Aktuelles“ oder im Menüpunkt
„Planen“ in der Rubrik aktuelle Bauleit-
planung.

Duisburg, den 19. Dezuember 2011

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Grupe
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Auskunft erteilt: 
Herr Rath
Tel.-Nr.: 0203/283-3627
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Beteiligung der Öffentlichkeit an der
Bauleitplanung gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1
Baugesetzbuch (BauGB) zugleich als
Unterrichtung der Einwohnerinnen und
Einwohner gemäß § 23 Gemeindeord-
nung Nordrhein-Westfalen (GO NRW)

Am 19.01.2012 um 18:00 Uhr im Rat-
haus, Zimmer 100, Burgplatz 19, 47051
Duisburg wird der nachstehend aufge-
führte Planentwurf interessierten Bürgerin-
nen und Bürgern in einer öffentlichen
Sitzung der Bezirksvertretung Mitte vor-
gestellt.

Plan Nr. und Bezeichnung:

Bebauungsplan Nr. 1009 A 1. Ände-
rung –Dellviertel–

Ziel und Zweck des Planentwurfs ist:

die planungsrechtliche Sicherung eines
mehrgeschossigen Büro- und Geschäftsge-
bäudes im Bereich der Mercatorstraße un-
ter Berücksichtigung aktualisierter Zielvor-
stellungen.

 564

Die Bürgerinnen und Bürger haben an-
schließend Gelegenheit, sich zu dem Ent-
wurf zu äußern und diesen mit der Ver-
waltung zu erörtern.

Der erwähnte Planentwurf kann vom
12.01.2012 bis 18.01.2012 –5 Werktage
vor dem Anhörungstag– im Bezirksamt
Mitte, Zimmer 417, Sonnenwall 73 - 75,
47051 Duisburg, montags bis freitags in
der Zeit von 8:00 bis 16:00 Uhr und eine
Stunde vor Beginn der öffentlichen 
Sitzung im Tagungsraum eingesehen
werden.

Die Planunterlagen sind auch im Internet
unter der Adresse 
www.duisburg.de/stadtentwicklung
in der Rubrik aktuelle Bauleitplanung ein-
zusehen.

Duisburg, den 08. Dezember 2011 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Grupe

Auskunft erteilt: 
Herr Grüneberg
Tel.-Nr.: 0203/283-2555

Bekanntmachung gemäß § 2 Absatz 1
Baugesetzbuch 
Aufstellungsbeschluss des Bebauungs-
planes Nr. 1178 –Hochfeld– „Wan-
heimer Straße“

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 folgenden Beschluss gefasst:

1. Für einen Bereich zwischen Bachstraße,
Heerstraße, Gitschiner Straße,
Gravelottestraße, St.-Johann-Straße,
Moritzstraße, Wörthstraße, Teilstraße
und Brückenstraße ist ein Bebauungs-
plan im Sinne des § 9 Abs. 2a i.V. mit
§ 30 Abs. 3 und § 13 Baugesetzbuch
(BauGB) aufzustellen.

Das Verfahren wird unter der Bezeich-
nung Bebauungsplan Nr. 1178 
–Hochfeld– „Wanheimer Straße“
durchgeführt.

2. Gemäß § 13 Abs. 2 BauGB wird von
der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB
und der Unterrichtung der Einwohne-
rinnen und Einwohner nach 
§ 23 Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) abgesehen.

Hinweis

Der Bebauungsplan Nr. 1178 –Hochfeld–
„Wanheimer Straße“ wird im vereinfach-
ten Verfahren nach § 13 Abs. 1 BauGB
aufgestellt. Auf die Durchführung einer
Umweltprüfung wird verzichtet.

Duisburg, den 13. Dezember 2011

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Grupe

Auskunft erteilt:
Herr Faßbender 
Tel.-Nr.: 0203/283-6488
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für einen Bereich östlich der Neudorfer
Straße zwischen Klöcknerstraße und 
Tulpenstraße sowie dem südlichen Bereich
des Bahnhofsausganges an der Otto-
Keller-Straße und Kammerstraße ist ein 
Bebauungsplan im Sinne des § 30 (3) in
Verbindung mit § 13 (1) Baugesetzbuch
(BauGB) aufzustellen.

Gemäß § 13 Abs. 2 BauGB wird von der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 und der Unterrich-
tung der Einwohnerinnen und Einwohner
nach § 23 Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) abgesehen.

Das Verfahren wird unter der Bezeichnung
Bebauungsplan Nr. 1183 –Neudorf-
Nord– „Neudorfer Straße“ durchge-
führt.

Hinweis
Der Bebauungsplan soll im vereinfachten
Verfahren nach § 13 (1) BauGB ohne
Durchführung einer formalen Umweltprü-
fung gem. § 2 (4) BauGB aufgestellt wer-
den. Alle von der Planung betroffenen
Umweltbelange werden untersucht und in
den Abwägungsprozess eingestellt.

Duisburg, den 13. Dezember 2011

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Grupe

Auskunft erteilt:
Frau Jansen 
Tel.-Nr.: 0203/283-7479

Bekanntmachung des Umlegungsaus-
schusses gemäß § 71 des Baugesetz-
buches

Der Umlegungsausschuss der Stadt Duis-
burg hat in seiner Sitzung am 23. Novem-
ber 2011 im Einverständnis mit der Betei-
ligten einen Beschluss gemäß § 76 des
Baugesetzbuches gefasst, durch den 
sonstige Rechtsverhältnisse an dem
Grundstück Gemarkung Beeck Flur 44
Flurstück 95 (U 101/8) vor Aufstellung des
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Bekanntmachung gemäß § 2 Absatz 1
Baugesetzbuch 
Aufstellungsbeschluss des Bebauungs-
planes Nr. 1184 –Alt-Hamborn–
„Alleestraße“

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 folgenden Beschluss gefasst:

1. Für einen Bereich zwischen Alleestraße,
der Rote Straße und Gottliebstraße ist
ein Bebauungsplan im Sinne des § 9
Abs. 2a i.V. mit § 30 Abs. 3 und § 13
Baugesetzbuch (BauGB) aufzustellen.

Das Verfahren wird unter der Bezeich-
nung Bebauungsplan Nr. 1184 –Alt-
Hamborn– „Alleestraße“ durchgeführt.

2. Gemäß § 13 Abs. 2 BauGB wird von
der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 und der
Unterrichtung der Einwohnerinnen und
Einwohner nach § 23 Gemeindeord-
nung Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
abgesehen.

Hinweis

Der Bebauungsplan Nr. 1184 –Alt-
Hamborn– „Alleestraße“ wird im verein-
fachten Verfahren nach § 13 Abs. 1
BauGB aufgestellt. Auf die Durchführung
einer Umweltprüfung wird verzichtet.

Duisburg, den 13. Dezember 2011 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Grupe

Auskunft erteilt:
Herr Faßbender 
Tel.-Nr.: 0203/283-6488

Bekanntmachung gemäß § 2 Absatz 1
Baugesetzbuch 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 folgenden Beschluss gefasst:

für einen Bereich zwischen Homberger
Straße, Friedrichsplatz, Eisenbahnstraße,
Landwehrstraße, Amtsgerichtsstraße, Karl-
straße, Dr.-Hammacher-Straße, Harmonie-
straße, Neumarkt, Weinhagenstraße, 
Fabrikstraße und Fürst-Bismarck-Straße ist
ein Bebauungsplan im Sinne des § 30
Abs. 3 in Verbindung mit § 13 (1) Bauge-
setzbuch (BauGB) aufzustellen.

Gemäß § 13 Abs. 2 BauGB wird von der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 und der Unterrich-
tung der Einwohnerinnen und Einwohner
nach § 23 Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) abgesehen.

Das Verfahren wird unter der Bezeichnung
Bebauungsplan Nr. 1182 –Ruhrort–
„Zentrum“ durchgeführt.

Hinweis
Der Bebauungsplan soll im vereinfachten
Verfahren nach § 13 (1) BauGB ohne
Durchführung einer formalen Umweltprü-
fung gem. § 2 (4) BauGB aufgestellt wer-
den. Alle von der Planung betroffenen
Umweltbelange werden untersucht und in
den Abwägungsprozess eingestellt.

Duisburg, den 13. Dezember 2011

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Grupe

Auskunft erteilt:
Frau Jansen 
Tel.-Nr.: 0203/283-7479

Bekanntmachung gemäß § 2 Absatz 1
Baugesetzbuch 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 folgenden Beschluss gefasst:
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Umlegungsplanes neu geregelt wurden.
Der Beschluss wurde der Beteiligten 
zugestellt. Er ist seit dem 30. November
2011 unanfechtbar.

Duisburg, den 8. Dezember 2011

Umlegungsausschuss der Stadt Duisburg
Der Geschäftsführer

Bartel

Auskunft erteilt:
Frau Hälker
Tel.-Nr.: 0203/283-4480

Bekanntmachung des Umlegungsaus-
schusses gemäß § 71 des Baugesetz-
buches

Der Umlegungsausschuss der Stadt Duis-
burg hat in seiner Sitzung am 23. Novem-
ber 2011 im Einverständnis mit den Betei-
ligten einen Beschluss gemäß § 76 des
Baugesetzbuches gefasst, durch den die
Eigentums-, Besitz- und sonstigen Rechts-
verhältnisse an den Grundstücken Gemar-
kung Beeck Flur 45 Flurstück 355 und Ge-
markung Beeck Flur 28 Flurstück 65 und
Gemarkung Beeck Flur 34 Flurstücke 374,
375 (U 100/15-3) vor Aufstellung des Um-
legungsplanes neu geregelt wurden. 
Der Beschluss wurde den Beteiligten zuge-
stellt. Er ist seit dem 8. Dezember 2011
unanfechtbar.

Duisburg, den 9. Dezember 2011

Umlegungsausschuss der Stadt Duisburg
Der Geschäftsführer

Bartel

Auskunft erteilt:
Frau Hälker
Tel.-Nr.: 0203/283-4480
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Benachrichtigung über öffentliche 
Zustellungen gemäß § 10 Verwal-
tungszustellungsgesetz NRW - LZG
NRW

Die an Frau Aynur Binici, zuletzt wohnhaft
Körnerstr. 108, 47166 Duisburg, gerichte-
te Mitteilung, Aktenzeichen 82361, wird
gemäß den §§ 1 Abs. 1 und 10 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen vom 07.03.2006
(GV. NRW S. 94) in Verbindung mit § 4
der Verordnung über die öffentliche Be-
kanntmachung von kommunalem Orts-
recht vom 26.08.1999 (BekanntmVO) in
der jeweils gültigen Fassung durch öffent-
liche Bekanntmachung zugestellt. 
Eine Zustellung auf andere Weise kann
nicht erfolgen, da der derzeitige Aufent-
halt der Adressatin nicht bekannt ist. 

Das genannte Dokument liegt beim 
Jugendamt der Stadt Duisburg, Außenstel-
le Walsum, Friedrich-Ebert-Str. 152, 47179
Duisburg, Zimmer 111, montags, mitt-
wochs und donnerstags in der Zeit von
8:00 Uhr - 16:00 Uhr zur Aushändigung
bereit. Es gilt als zugestellt, wenn seit der
Veröffentlichung dieser Benachrichtigung
zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.

Duisburg, den 06. Dezember 2011

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Galler

Auskunft erteilt: 
Frau Galler
Tel.-Nr.: 0203/283-5458

Benachrichtigung über öffentliche 
Zustellungen gemäß § 10 Verwal-
tungszustellungsgesetz NRW - LZG
NRW

Die an Frau Aynur Binici, zuletzt wohnhaft
Körnerstr. 108, 47166 Duisburg, gerichte-
te Mitteilung, Aktenzeichen 82360, wird
gemäß den §§ 1 Abs. 1 und 10 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen vom 07.03.2006
(GV. NRW S. 94) in Verbindung mit § 4
der Verordnung über die öffentliche 
Bekanntmachung von kommunalem Orts-
recht vom 26.08.1999 (BekanntmVO) in
der jeweils gültigen Fassung durch öffent-
liche Bekanntmachung zugestellt. 
Eine Zustellung auf andere Weise kann
nicht erfolgen, da der derzeitige Aufent-
halt der Adressatin nicht bekannt ist. 

Das genannte Dokument liegt beim 
Jugendamt der Stadt Duisburg, Außenstel-
le Walsum, Friedrich-Ebert-Str. 152, 47179
Duisburg, Zimmer 111, montags, mitt-
wochs und donnerstags in der Zeit von
8:00 Uhr - 16:00 Uhr zur Aushändigung
bereit. Es gilt als zugestellt, wenn seit der
Veröffentlichung dieser Benachrichtigung
zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.

Duisburg, den 06. Dezember 2011

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Galler

Auskunft erteilt: 
Frau Galler
Tel.-Nr.: 0203/283-5458
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Benachrichtigung über öffentliche 
Zustellungen gemäß § 10 Verwal-
tungszustellungsgesetz NRW - LZG
NRW

Die an Frau Aynur Binici, zuletzt wohnhaft
Körnerstr. 108, 47166 Duisburg, gerichte-
te Mitteilung, Aktenzeichen 82359, wird
gemäß den §§ 1 Abs. 1 und 10 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen vom 07.03.2006
(GV. NRW S. 94) in Verbindung mit § 4
der Verordnung über die öffentliche Be-
kanntmachung von kommunalem Orts-
recht vom 26.08.1999 (BekanntmVO) in
der jeweils gültigen Fassung durch öffent-
liche Bekanntmachung zugestellt. 
Eine Zustellung auf andere Weise kann
nicht erfolgen, da der derzeitige Aufent-
halt der Adressatin nicht bekannt ist. 

Das genannte Dokument liegt beim
Jugendamt der Stadt Duisburg, Außen-
stelle Walsum, Friedrich-Ebert-Str. 152,
47179 Duisburg, Zimmer 111, montags,
mittwochs und donnerstags in der Zeit
von 8:00 Uhr - 16:00 Uhr zur Aushändi-
gung bereit. Es gilt als zugestellt, wenn
seit der Veröffentlichung dieser Benach-
richtigung zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.

Duisburg, den 06. Dezember 2011

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Galler

Auskunft erteilt:
Frau Galler
Tel.-Nr.: 0203/283-5458

Benachrichtigung über öffentliche Zu-
stellungen gemäß § 10 Verwaltungs-
zustellungsgesetz NRW - LZG NRW

Die an Frau Aynur Binici, zuletzt wohnhaft
Körnerstr. 108, 47166 Duisburg, gerichte-
te Mitteilung, Aktenzeichen 82358, wird
gemäß den §§ 1 Abs. 1 und 10 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen vom 07.03.2006
(GV. NRW S. 94) in Verbindung mit § 4
der Verordnung über die öffentliche Be-
kanntmachung von kommunalem Orts-
recht vom 26.08.1999 (BekanntmVO) in
der jeweils gültigen Fassung durch öffent-
liche Bekanntmachung zugestellt. 
Eine Zustellung auf andere Weise kann
nicht erfolgen, da der derzeitige Aufent-
halt der Adressatin nicht bekannt ist. 

Das genannte Dokument liegt beim 
Jugendamt der Stadt Duisburg, Außenstel-
le Walsum, Friedrich-Ebert-Str. 152, 47179
Duisburg, Zimmer 111, montags, mitt-
wochs und donnerstags in der Zeit von
8:00 Uhr - 16:00 Uhr zur Aushändigung
bereit. Es gilt als zugestellt, wenn seit der
Veröffentlichung dieser Benachrichtigung
zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.

Duisburg, den 06. Dezember 2011

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Galler

Auskunft erteilt:
Frau Galler
Tel.-Nr.: 0203/283-5458

Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung

Grundsteuerbescheide 2011 ff. vom
16.12.2011 für das Objekt Maxstr. 5 

Steuerpflichtige: 
Plümper, Thomas und Angelika
Buchungsstelle: 430-0-987-7
Bisherige Anschrift: Keplerstr. 115,
45147 Essen

Hiermit werden die vorstehend bezeich-
neten Empfänger benachrichtigt, dass
die genannten Bescheide

- nicht zugestellt werden konnten, weil
der derzeitige Aufenthaltsort nicht zu
ermitteln war,

- beim Amt für Rechnungswesen und
Steuern Duisburg, Sonnenwall 77/79,
47051 Duisburg, Zimmer 308, werk-
tags, außer sonnabends, in der Zeit von
8.00 Uhr bis 16.00 Uhr zur Aushändi-
gung bereitliegen,

- als zugestellt gelten, wenn seit der Ver-
öffentlichung dieser Benachrichtigung
zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass
durch die Zustellung durch öffentliche
Bekanntmachung Fristen in Gang ge-
setzt werden können, nach deren 
Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung erfolgt aufgrund der §§ 1 Abs.
1 und 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen
vom 07.03.2006 (GV. NRW S. 94) in Ver-
bindung mit § 4 der Verordnung über die
öffentliche Bekanntmachung von kommu-
nalem Ortsrecht vom 26.08.1999 
(BekanntmVO) in der jeweils geltenden
Fassung.

Duisburg, den 15. Dezember 2011

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Jankowski

Auskunft erteilt:
Frau Kaehler
Tel.-Nr.: 0203/283-2377
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Bekanntmachungen der Sparkasse 
Duisburg

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3209005895
(alt 109005892) der Sparkasse Duisburg
für kraftlos erklärt werden. Der Inhaber
des Sparkassenbuches wird hiermit aufge-
fordert, binnen drei Monaten seine Rechte
unter Vorlegung des Sparkassenbuches
anzumelden, da andernfalls das Spar-
kassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 06. Dezember 2011

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3200021993
(alt 100021930) der Sparkasse Duisburg
für kraftlos erklärt werden. Der Inhaber
des Sparkassenbuches wird hiermit aufge-
fordert, binnen drei Monaten seine Rechte
unter Vorlegung des Sparkassenbuches
anzumelden, da andernfalls das Spar-
kassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 09. Dezember 2011 

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3203098607
(alt 103098604) der Sparkasse Duisburg
für kraftlos erklärt werden. Der Inhaber
des Sparkassenbuches wird hiermit aufge-
fordert, binnen drei Monaten seine Rechte
unter Vorlegung des Sparkassenbuches
anzumelden, da andernfalls das Spar-
kassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 09. Dezember 2011

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand
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Das Sparkassenbuch Nr. 3253009538
(alt 153009535) der Sparkasse Duisburg
wurde heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 13. Dezember 2011

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3227133455
(alt 127133452) der Sparkasse Duisburg
wurde heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 13. Dezember 2011

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers sollen
die Sparkassenbücher Nr. 3200021388,
3201657693, 3201657701, 3238041010
(alt 138041017), 3238046332
(alt 138046339) der Sparkasse Duisburg
für kraftlos erklärt werden. Der Inhaber
der Sparkassenbücher wird hiermit aufge-
fordert, binnen drei Monaten seine Rechte
unter Vorlegung der Sparkassenbücher
anzumelden, da andernfalls die Spar-
kassenbücher für kraftlos erklärt werden.

Duisburg, den 13. Dezember 2011

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand
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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

aufgrund der Veränderungen der preisbeeinflussenden Faktoren – Kohle, leichtes Heizöl und Investitionsgüterindex – ist eine Preisanpassung 
für Fernwärme zum 1. Januar 2012 notwendig. Die Preise werden entsprechend vertraglicher Vereinbarung über die Preisänderungsklausel 
ermittelt. Unter Berücksichtigung veränderter Grund- und Arbeitspreise steigt der Preis um durchschnittlich 3,7 %.

Ihre ab dem 01.01.2012 geltenden Preise entnehmen Sie bitte der folgenden Tabelle:

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Änderungen der Brennstoffkosten gehen zu 45 % über die Preisänderungsklausel in die Ermittlung der neuen Arbeitspreise ein. Weitere  
Arbeitspreisänderungen wurden u. a. durch Änderungen auf dem Wärmemarkt verursacht.

Verbrauchsabgrenzung
Beim Übergang auf die neuen Fernwärmepreise werden wir Ihren Zählerstand zum 31.12.2011 unter Berücksichtigung jahreszeitlicher Ver-
brauchsschwankungen gemäß den gesetzlichen Vorgaben maschinell errechnen. Sollten Sie uns bereits einen Zählerstand mitgeteilt haben, 
wird dieser von uns berücksichtigt. 

Allgemeine Informationen
Fragen zu den vorgenannten Preisstellungen beantworten wir Ihnen gerne telefonisch unter der Servicenummer 02 03 / 39 39 39 
(Mo – Fr: 7.00 – 18.30 Uhr) oder auch persönlich in unserem Kunden Service Center, Friedrich-Wilhelm-Str. 47, 47051 Duisburg.
 
Öffnungszeiten Kunden Service Center
Mo – Mi: 8.00 – 17.0o Uhr, Do: 8.00 – 18.00 Uhr, Fr: 8.00 – 15.00 Uhr

Stadtwerke Duisburg AG 
Duisburg, 31.12.2011

Preisänderung für Fernwärme zum 1. Januar 2012.

Abrechnungsgrundlage Umgerechnet in kW und kWh
netto brutto 1 netto brutto 1

1. Jahresgrundpreis   8,93 EUR/MJ/h  10,63 EUR/MJ/h  32,15 EUR/kW  38,26 EUR/kW

2. Arbeitspreis Preisregelung GI
die ersten 600 GJ/Abrechnungsjahr  14,78 EUR/GJ  17,59 EUR/GJ  5,321 Ct/kWh  6,332 Ct/kWh

alle weiteren GJ/Abrechnungsjahr  13,66 EUR/GJ  16,26 EUR/GJ  4,918 Ct/kWh  5,852 Ct/kWh

Arbeitspreis Preisregelung GII
die ersten 1.800 GJ/Abrechnungsjahr  14,78 EUR/GJ  17,59 EUR/GJ  5,321 Ct/kWh  6,332 Ct/kWh

die weiteren 10.200 GJ/Abrechnungsjahr  12,51 EUR/GJ  14,89 EUR/GJ  4,504 Ct/kWh  5,360 Ct/kWh

alle weiteren GJ/Abrechnungsjahr  11,39 EUR/GJ  13,55 EUR/GJ  4,100 Ct/kWh  4,879 Ct/kWh

3. Heizwasserfehlmenge  5,39 EUR/m3  6,41 EUR/m3

Ct = Cent, EUR = Euro, GJ = Gigajoule, h = Stunde, kW = Kilowatt, kWh = Kilowattstunde, m3 = Kubikmeter, MJ = Megajoule   
1) Die Bruttopreise enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in Höhe von zz. 19 %. 
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Die Innenstadt Duisburg Entwicklungsge-
sellschaft mbH schreibt öffentlich aus nach
VOB/A

Ausschreibung-Nr. 2011-0455

Tiefbauarbeiten und landschaftsgärtneri-
sche Arbeiten auf dem Bahnhofsvorplatz
in Duisburg-Mitte; 
Ausbauarbeiten der Pflanzflächen, ca. 20.000
qm Asphaltbeschichtung, Fugenausbildung
der Brückenbauwerksfugen, Wasserkreislauf
(Bewässerungssystem), 
Sicherheitsleistung: 5 % der Bruttoauftrags-
summe
Auskünfte zum Inhalt erteilt:
Herr Jacobi, Tel.: 0203/3055-122
Bauzeit: 01.03.2012 – 30.11.2012 
Baubeginn: 01.03.2012
Zuschlagsfrist: 50 Werktage
Bitte Ziffern 1-4 der Anmerkungen beachten.
Die Vergabeunterlagen können ab sofort schrift-
lich (auch per E-Mail) beim Einkauf und 
Service Duisburg, Friedrich-Wilhelm-Str. 96
in 47051 Duisburg angefordert werden.
Der Versand bzw. die Ausgabe erfolgt ab dem
06.01.2012.
Es wird ein Kostenbeitrag in Höhe von 
19,00 EUR erhoben.
Bei 2-facher Anforderung der Unterlagen ver-
doppelt sich der Kostenbeitrag. Bei jeder 
Anforderung oder Abholung ist der von der Post
oder Bank quittierte Einzahlungsbeleg, Online-
banking-Auszug oder ein Verrechnungsscheck
beizufügen. Überweisen Sie bitte den Betrag
unter Angabe der o. g. Ausschreibungsnummer
an die Sparkasse Duisburg, Kontoinhaber:
Einkauf und Service Duisburg, Konto-Nr.
200130615, BLZ 350 500 00.
Verdingungsunterlagen werden nur ver-
sandt, wenn der Nachweis über die Ein-
zahlung vorliegt. 
Der eingezahlte Kostenbeitrag wird nicht
erstattet.
Eröffnungstermin: 26.01.2012, 
9.30 Uhr beim Einkauf und Service 
Duisburg, Friedrich-Wilhelm-Str. 96, 
Zimmer 1502, 47051 Duisburg

Anmerkungen zu der Öffentlichen Aus-
schreibung der Stadt Duisburg
1. Angebote sind in deutscher Sprache abzu-

fassen und die Preise in EURO anzubieten.
Die Abgabe „Digitaler Angebote“ ist nicht
zugelassen.

2. Vergabeprüfstelle bei der Bezirksregierung
Düsseldorf, Cecilienallee 2 in 40474 Düssel-
dorf.

3. Bieter oder ihre Bevollmächtigten können bei
der Öffnung der Angebote anwesend sein.

4. Das Leistungsverzeichnis wurde durch die
automatisierte Datenverarbeitung erstellt.
Der Langtext verbleibt beim Bieter, der Kurz-
text ist einzureichen.

5. Ausschreibungszeichnungen können nach
Vorbestellung beim Reprografiebetrieb Weg-
mann, Blumenstraße 3, 47057 Duisburg, 
Telefon: 0203/93684-0 gekauft werden.

Ausschreibung


